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H73 . Karlsr » he > den 18. April 1910.
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=== == Zweite

63. öffentliche Sitzung
am Samstag den 16. April 1910 .

Tagesordnung :

Lnzeige neuer Eingaben . Sodann :

Fortsetzung der Beratung über den Gesetzentwurf , die Ab¬
änderung des Einkommensteuer - und Vermögenssteuergesetzes
Bett. (Drucksache Nr . 61 ) , — Drucksache Nr . 61a — , nebst ein¬
schlägigen Petitionen . Berichterstatter : Abg. Wittemann .

Am Regierungstisch : Ministerialdirektor im
Finanzministerium Geheimerat Göller , Ministerial -
wt S ch e l l e n b e r g.

Präsident Rohrhnrst eröffnet nach 9H Uhr die
Sitzung .

Zunächst werden folgende Eingänge angezeigt :

I. Petitionen :

1. des Ausschusses für die Bahnverbindung Villin -
gen—Dohrenbach —Eisenbach —Neustadt—Titisee um Er¬
bauung einer normalspurigen Bahn von Titisee nach Vil -
lingen , übergeben vom Abg. Görlacher ;

2. der Gemeinden Langenbrücken und Stettfeld sowie
der Dampfwerkbesitzer Ganter und Bender in Mingols -
hrim , die Herbeiführung der Einmündung der projek-
üerten Nebenbahn von Ostringen in den Staatsbahn¬
hof Langenbrücken betr . ;

3. Nachtrag zu der Petition des Höribahnkomitees und
anderer Interessenten um Förderung ihrer Bestrebungen

Wammer.

nach Erlangung einer Bahnverbindung von Radolfzell
durch die Höri nach dem Rhein ;

4. des früheren Gendarmen Adam Graser in Freiburg
um Verwendung als Schreibgehilfe;

5 . des Nikolaus Duitlinger in Lembach um Rechts¬
hilfe.

Es werden überwiesen: Ziffer 1 bis 3 an die Kom¬
mission für Eisenbahnen und Straßen , Ziffer 4 und 3
an die Petitionskommission.

II . Schreiben des Großh . Ministeriunis des Innernmit einer Denkschrift über die Umgestaltung der badi¬
schen Selbstverwaltungsverbändc .

III . Schreiben des Präsidiums der Ersten Kammer des
Inhalts , daß diese

a) von dem Budget des Großh . Minff^ -
riums des Innern für 1910 und 1911 die Aus -
gaben unter Titel XI , Milbe Fonds und gemeinnützige
Anstalten, mit Ausnahme der einstweilen zurückgestell -
ten Anforderungen unter A § 4 und B § 4 und 5 (Bad -
anstalten ) sowie Titel XII , Heil- und Pflegeanstalten .A . Ordentlicher Etat und XIII , Besscrungs- uttb Er¬
ziehungsanstalten ,

b) von dem Budget des Eisenbahnbaues für 1910 und
1011 die Anforderung unter Titel IV § 70 Güterwagen

gleich der Zweiten Kammer beraten und unverändert
genehmigt habe .

Ein Urlaubsgesuch des Abg. Seubert wird ge¬
nehmigt.

Das Haus erklärt sich damit einverstanden , daß an
Stelle des Abg . Geppert als Mitglied der Budgetkom,
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Mission wieder der Abg . Kopf tritt, sowie mit folgen¬
dem Schreiben des Vorsitzenden der Kommission für
Eisenbahnen und Straßen vom 13 . d . M. zu dem A n -
trag der A b g g . K ö l b l i n u . Gen . , die Weiterfüh¬
rung der Bahnlinie Appenweier—LPPenau nach Gries¬
bach betr . :

„ ü) ie Kommission hat in der heutigen Sitzung beschlos¬
sen, den vorstehend bezeichneten Antrag zur weiteren Be¬
handlung an die Budgetkommission abzugeben , da in
dem Antrag die Einstellung von Geldmitteln in den
Nachtragsetat zum Zwecke der Weiterführung der Bahn
verlangt wird und es sich hiernach um ein Begehren han¬
delt , dessen Prüfung zur Zuständigkeit der Budgetkoin -
missisn gehört .

Die Petition der Gemeinden Griesbach , Peterstal ,
Löcherberg, Ibach um Verlängerung der Eisenbahnlinie
von Oppenau bis Griesbach soll dagegen bei der Kom¬
mission für Eisenbahnen und Straßen weiter behandelt
werden .

"

Zur Tagesordnung erhalten in der allge¬meinen Beratung das Wort

Abg . Neu Haus (Zentr.) , zugleich zur Begründungdes Antrags der Abgg . Neuhaus und Gen . : Die heute
zur Beratung stehende Gesetzesvorlage entsprichteinem langegehegten Wunsche der badischen Landstände ,nicht weil eine Steuererhöhung in Frage kommt, sondern
lediglich weil eine Änderung und Modernisierung der
bestehenden Gesetze dadurch eintritt. Wir haben in
Baden dis jetzt ein sehr kompliziertes Steuersystem , und
es ist daher für jemand , der die ganze Materie nichtkennt, außerordentlich schwer , sie zu verstehen. Wir
haben nämlich von 20 000 M . abwärts eine Degression ;von 20 bis 25 000 M . tritt die Erhebung der Steuer
von dem wirklichen Einkommen ein ; bei Einkommen
von über 25 000 M . wird auf die Einkommenssumme
ein Prozentsatz , steigend von 6 bis 40 Proz., aufge¬
schlagen , und darnach wird dann der jeweilige Steuer¬
fuß berechnet, sodaß die Materie kompliziert und unüber¬
sichtlich ist.

In allen deutschen Bundesstaaten, soweit dort die Ein¬
kommensteuer besteht, hat man schon seit langer Zeit einen
Steuertarif , und nun sollen auch wir in Baden einen
Steuertarif erhalten . Nach diesem Tarif zahlt man von
jedem Einkommen einen bestimmten Prozentsatz , und das
wird klar, übersichtlichund leicht verständlich sein. Daß ein
moderner Steuertaris eine ziemlich starke Progression
nach oben hat , gilt heutzutage allgemein als steuer-
technischer Grundsatz und als soziale Notwendigkeit .
In allen Bundesstaaten bleiben die ganz kleinen Ein¬
kommen von Abgaben frei . Württemberg beginnt bereits
bei einem Einkommen von 500 M . mit der Erhebung
der Einkommensteuer , Preußen bei einem Einkommen
von über 900 M . , wir in Baden beginnen bereits jetzt
schon mit der Erhebung der Einkommensteuer bei einem
Einkommen von 900 Mk., und an diesem Zustande soll
nach dem Regierungsentwurf und nach den Beschlüssen
der Budgetkommission nichts geändert werden . Bei
einem Einkommen von 9OO M . sollen nach dem Tarif
der Regierung in der Fassung der Budgetkommission
0,67 Proz. des Einkommens erhoben werden ; bei einem
solchen von 1200 M. werden etwa 1 Proz. zur Erhebung
kommen, bei 2000 M . 1,50 Proz. , bei 3000 M. 2 Proz .,bei 7600 M . 3 Proz ., bei 21000 M . 4 Proz. und bei

100 000 M . 5 Proz. Nach unterem Anträge sollenbereits bei 80 000 M . 5 Proz. Einkommensteuer
Erhebung kommen . .Über 5 Proz. geht der Entmnicht, auch nicht der Beschluß der Budgetkommissj ^und auch nicht der Antrag, der von mir und
politischen Freunden eingebracht worden ist. ^

Neu sind in dieser Gesetzesvorlage die sozi, ,politischen Gesichtspunkte , die von fetten beiKommission hineingearbeitet worden sind. Es ,wohl für jedes einzelne Mitglied .der Budgetkouunissio»eine innere Befriedigung, daß man , wenn in danken-,wertester Weise von feiten des Berichterstatters ^von dem einen oder dem anderen Mitgliede der Budget,kommission Anträge auf Berücksichtigung oder Würdig-sozialpolitischer Gesichtspunkte , auf Berücksichtiĝ *
minder leistungsfähiger Steuerzahler aus besonderen
sachen gestellt wurden , diese Anträgeallgemeinbeifällig auf!genommen hat. Wir haben in der Budgetkonnnjssi^

'
ja, wie bereits der Herr Berichterstatter in der h^enSitzung uns näher dargelegt hat, beschlossen , daß ^
Einkommensteuer abziehbar sein sollen die Ausgaben ŝKranken-, Unfall-, Jnvalidenversicherungs-, Witwen -,Waisen - und Pensionskassen , soweit sie auf Grund eines
Gesetzes oder eines Arbeitsvertrages zu zahlen sitzBei dem Einkommensteuergesetz vom Jahre W
auf 1900 war damals von der Regierung auch borgt-
schlagen worden , daß im Falle von Krankheit und äuget,
gewöhnlichen Lasten durch Kindererziehung , Untechch -
von Angehörigen oder bei besonderem Unglück ein ieil«

'
weiser oder ganzer Steuernachlaß stattfinden könne hj
Einkommen so weit sie weniger als 3000 M . betrage «.Diesen Vorschlag hat die Zweite Kammer damals bereitsir
ihren Kommissionsverhandlungen abgelehnt . Wir km.
nen unseren Kollegen des damaligen Landtags daraus gxkeinen Vorwurf machen, das liegt auch mir fern ; nur,aber hat die sozialpolitische Auffassung im letzten Ts
zennium wieder einen großen Fortschritt gemacht, und
so hat Ihre Kommission den entsprechenden Anregung»
sofort und mit Freude einstimmig Folge geleistet : dir
Regierung hat sich der Anregung Ihrer Kommiss «
folgend gern auf den gleichen Boden gestellt , und it
ist etwas ins Gesetz hineingearbeitet worden , was bot
10 Jahren noch auf Widerstand und Ablehnung gestohe,
ist. Ich hoffe, daß diese weiten, auf sozialpolitische :
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Grundlage beruhenden neuen Gesichtspunkte, die in da fnKommission in das Gesetz hineingearbeitet worden sind,
auch hier im Hohen Hause einstimmig Annahme finde»
werden .
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Es handelt sich bei der jetzigen Vorlage eigentlich
nicht zunächst um eine Steuererhöhung sondern zunächst
um eine Steuerreform , Aber das alte Wort wird
wohl immer wahr bleiben : Mit jeder Steuerreform is!
auch eine Steuererhöhung verknüpft . Und wenn wii
heute das Prinzip des Steuertarifs annehmen , so h
willigen wir damit der Regierung an sich noch keinen
weiteren Pfennig , denn es wird ja jeweils Aufgabe
des Finanzgesetzes sein , festzustellen , welcher Prozentsagaus dem neuen Steuertarif erhoben werden soll.

Wenn der Steuertarif nach den Beschlüssen der Kom¬
mission Gesetz wird und die Sätze , welche in der Vor¬
lage enthalten sind, mit 100 Proz. zur Erhebung
kommen, dann werden wir eine effektive Steuererhöhungvon rund 12 bis 13 Proz. haben , d . h . es wird ein
Mehrerträgnis von etwa 2 Millionen Mark oder auch
etwas mehr erzielt werden .
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^ etzt haben wir in Baden aus der Einkommensteuer^
den Kopf der Bevölkerung eine Einnahme von

M . Interessant ist demgegenüber , daß das doch
Mbendere Preußen — mir stehen die Zahlen aus

im Jahre 1908 zur Verfügung — auf den Kopf der
Alterung eine Einnahme von rund 8 M . aus der Ein -
inensteuer hat . Die in Baden erhobenen höheren
«ersätze sind die Folge der in den letzten Jahren

^ erholt eingetretenen Erhöhung der Einkommensteuer -
~,t Die Einkommensteuer hat in Preußen 1892

Millionen Mark ertragen , im Jahre 1908 273 Mil -
Mark ; Preußen hat also innerhalb 16 Jahren

^ Einkommensteuerergebnis von über 120 Proz . mehr
^ ielk Ich habe nun auch unsere alten Steuerregister
# gaben nachgesehen und habe mir auf Grund der -

eine kurze Zusammenstellung über die Steuer -

^ hinsse aus dem Jahre 1900 und die Ergebnisse für 1910

^ icht, also über die Ergebnisse innerhalb von 10 Jahren ,
ge Grund -, Gebäude - und Gewerbesteuer , jetzt kurzweg
Mnögenssteuer genannt , brachte uns im Jahre 1900 —
\ nenne nur runde Zahlen — ö 1/» Millionen und
i int Jahre 1910 mit 10,9 Millionen eingestellt
«feen , zeigt also nahezu 100 °/0 Steigerung . Die
'Ikommensteuer brachte im Jahre 1900 9 1/ , Millionen

^
jkark ein ; im Jahre 1905 wurde eine Erhöhung um
jo »/, beschlossen , im Jahre 1909 kam eine weitere
Üilprozentige Erhöhung zustande , und so ist der Ertrag

,
’
jec Einkommensteuer für das Jahr 1910 im Voran -

n mit 20,8 Millionen ausgenommen . Tie Steige -tn e“'
Vmtg bott 9 Va auf 20,8 Millionen im Laufe dieser

lü Jahre bedeutet eine Steigerung von ungefähr 110 % .
8ir haben also in Baden innerhalb 10 Jahren aus
da Einkommensteuer prozentual nahezu so viel mehr
daausbekommen als Preußen innerhalb 16 Jahren .
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Lagegen aber ergaben in Baden die Erträg -
nific aus indirekten Steuern während der
Iqten 10 Jahre ein ganz anderes Bild . Die
Linsteuer brachte im Jahre 1900 2,7 Millionen
rfflarf, im Jahre 1910 aber nur 2 Millionen
larf, also 0,7 Millionen weniger . Die Biersteuer
brachte 1900 8,6 Millionen , bringt im Jahre 1910 aber
chic Berücksichtigung des jüngst beschlossenen Biersteuer -
setzes nur 8,1 Millionen , somit ein Mindererträgnis

w, einer halben Million . Die Fleischsteller brachte in
m Jahren 1900 und 1910 je rund s/ i Millionen , ist

m Jinbi j.;0 gleich geblieben . Die Verkehrssteucr brachte rm
sichre 1900 4,6 Millionen und bringt im Jahre 1910
Millionen , also ein Mehr von 0,4 Millionen . Die

Ärkehrssteuer hat übrigens in der Zwischenzeit zeit -
Rilig bedeutend höhere Erträgnisse ergeben , nämlich
tu ibeit Jahren , in denen ein starker wirtschaftlicher
Aufschwung stattfand ; diese Steuer steigt und fällt stets
mt dem wirtschaftlichen Aufschwung oder mit dem
mrtschaftlichen Niedergang , daher hat man in ihren
krträgnissen das beste Barometer für den wirtschaft¬
lichen Stand der Verhältnisse im Lande . Während

die direkten Steuern von 1900 bis 1910 von
15 Millionen auf 31,7 Millionen erhöht haben , sind
sie indirekten Steuern in diesen 10 Jahren von
18,1 Millionen auf 17,4 Millionen zurückgegangen .

Nun komme ich auf etwas , was mir in der Berech¬
nung der Erträgnisse in der Regierungsvorlage nicht zu
ilimmen scheint. In den Erläuterungen zum Regie -
nmgsentwurf heißt es , das jetzige Steuererträgnis aus
der Einkommensteuer betrage 17 563 000 M . Dagegen
lieht im Voranschlag für 1910/11 ein Erträgnis der

Einkommensteuer mit rund 20 784 000 M . Nach dem
Regierungsentwurf wird der neue Steuertarif , wenn er
mit 100 Proz . zur Erhebung kommt , ein Mehrerträgnis
von 2 261000 M . bringen . Wenn wir äber ' die Erträg¬
nisse des Voranschlags von 1910/11 zur Grundlage
nehmen und die Erhöhung des Erträgnisses auf 13 Proz
berechnen , dann muß die Erhöhung der Einkommen¬
steuer , wenn sie voll , wie sie in der Regierungsvorlage
steht , zur Erhebung käme , nicht ein Mehrerträgnis von
2 261000 M . bringen sondern ein Mehrerträgnis von
2 680 000 M ., also ein Mehr von 419 000 M . Wenn
also die von der Budgetkommission aus sozialen Rück¬
sichten angenommenen Erleichterungen auch vom Land¬
tage angenommen werden , und wenn nachher , wie ich
hoffe , die Hohe Zweite Kammer sich auch unserem
Anträge anschließen wird , der ebenfalls ein kleines
Mindererträgnis zur Folge hat , so wird trotzdem die
Einkommensteuer in Zukunft ungefähr 2 1/ i . Bt3 2,4 ,
Millionen Mark mehr bringen , als bisher angenommen
worden ist .

Nach dem Ttaatsvoranschlag schließt der Staatshaus¬
halt diesmal mit einem Defizit von 13,9 Millionen Mark
ab . Wir haben inzwischen die Bierstener bewilligt , die
uns in der Budgctperiode ein Mehrerträgnis von 7
Millionen . Mark bringen wird . Darnach reduziert sich
das Defizit auf 6,9 Millionen Mark . Berücksichtigt man
hierbei ferner nicht , daß für Unterstützung der Eisenbahn¬
schuldentilgungskasse in den beiden Budgetjahren 8 Mil¬
lionen Mark abgeliefert werden sollen , u . andererseits nicht
die in diesem Landtage noch zu beschließenden Mehraus¬
gaben für Schule , Landtagsaufwand usw . , so ergibt , sich/
ein Überschuß von 1,1 Millionen Mark und eine Erhö¬
hung der Einkommensteuer wäre nicht notwendig . . Wenn
wir ' mm , meine politischen Freunde und ich , sowie , wie
die Budgetkommissionsabstimmung ergeben hat , auch das
Hohe Haus bereit sind , trotzdem aus der Einkommensteuer ,
2—214 Millionen Mark , unter Umständen auch mehr ,
hcrauszuholen -- - das schließt ja die Annahme des
Steuertarifs in sich — , so bewilligen wir damit , uni , es
mit einem kurzen Wort zu bezeichnen, für das badische Land
eine E i s c n b a h n st e u e r , denn ohne Eisenbahnsteuer
wäre , wie eben dargelegt , diele Einkommensteuererhöhung
unnötig . Über Anleihepolitik ist in diesem Jahre in un¬
serem Hause nicht gesprochen worden , ich habe auch gar
nicht die Absicht, diese Frage irgendwie ausführlicher zu
behandeln , aber , so wie es jetzt bei unseren badischen
Eiscnbahnfinanzcn aussieht , sind wir in der allerschönften
Anleihepolitik wider Willen drin . Tenn wenn man nicht
einmal mehr die laufeirden Ausgaben für die allmähliche
Tilgung und die Zahlung der Zinsen aus beit Schulden
früherer Eisenbahndarlehen aufbringen kann , sondern
unter Umständen genötigt ist , um das Eiscnbahndefizit
des Jahres 1908 aus der Welt zu schaffen, neue Anleihen
aufzunehmen , dann sind wir weiter in der Anleihepolitik ,
als die begeistertsten Freunde dieser Politik von da drü¬
ben jemals beabsichtigt Haben, mit großen Stulpenstiefeln
in die Anleihepolitik hineinzuschreiten (Zustimmung im
Zentrum ) .

Wenn der neue Steuertarif angenommen worden ist
und mit 100 Prozent zur Erhebung kommt , sind wib mei¬
nes Erachtens in Baden an der obersten Grenze dessen
angekommen , was überhaupt noch aus direkten Steuern
sich herausholen läßt , und weitere indirekte Steuern schei¬
nen nach meiner Auffassung in Baden auch nicht zur Ver¬
fügung zu stehen . Wir vom Zentrum stimmen ins -
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besondere deshalb dieser Vorlage zu , weil wir damit vor
dem Lande zeigen wollen, daß wir bereit sind , Mittel zu
bewilligen zur weiteren Ausschließung derjenigen badi¬
schen Landesteile , die Eisenbahnen durchaus notwendig
haben, um an den großen Verkehr angeschlossen zu werden
und nicht wirtschaftlich zurückzugehen , allmählich wirt¬
schaftlich erdrückt zir werden.

Während eine progressive Einkommensteuer, wie sie
z . B . dem preußischen Landtage im Jahre 1879/80 vor¬
gelegt wurde , die mit dem Maximalsatze von 3 Prozent
oben abschloß , damals von einem berühmten Gelehrtenund Parlamentarier im preußischen Landtage noch als
Einkommenskonsiskation bezeichnet wurde , hat man heutein der Beziehung eine ganz andere Auffassung. Alle
Staaten schon sind mit der Marimalgrenze bei der Ein¬
kommensteuer bedeutend höher gegangen als damals .Tie höchsten Sätze nach oben erhebt Württemberg mit
5% Proz . , Preußen , Bayern , Sachsen und Hessen schlie¬
ßen mit rund 5 Prozent oben ab, und darum müssen wir
uns meines Erachtens in Baden vorläufig auch mit einer
oberen Grenze von 5 Prozent begnügen, weil wir als
kleinerer deutscher Bundesstaat Rücksicht zu nehmen ha¬
ben auf die Art , wie die direkten Steuern in anderen
deutschen Bundesstaaten zur Erhebung kommen . Mit
direkten Steuern allein kann ein Staat nicht auskommen,wir in Baden jedenfalls nicht, denn ich wüßte kein Mit¬
tel und keinen Weg, wie wir in der Lage wären , die Er¬
trägnisse unserer indirekten Steuern , soweit wir sie noch
haben und die , wie ich vorhin schon ausführte , in den letz¬ten Jahren eine rückläufige Bewegung angetreten haben,
durch noch höhere direkte Steuern zu ersetzen und so
irgend eine indirekte Steuer , sollte sic auch noch so un¬
sympathisch sein, überhaupt abzuschafsen . Einen Ausgleich
dafür , daß wir indirekte Steuern haben, müssen wir
auch jetzt sowohl wie in der Zukunft noch darin suchen,
daß eben die Einkommensteuer progressiv immer weiter
ausgestaltet wird . Ich für meinen Teil zweifle auch nicht
daran , daß in den nächstenJahrzehnten successive dcr eine
Bundesstaat in Deutschland dem anderen darin folgen
wird , die oberen Skalen noch in die Höhe zu setzen ,
daß dabei ein Staat auch den anderen treiben wird , .und
daß das wachsende -Bedürfnis von Staat und Reich , uns
zwingen wird , weil eben mciitcS Erachtens kein anderes
Mittel übrig bleibt , die Einkommensteuer immer noch
stärker, progressiv nach oben wachsend , auszugestalten .
Es ist für jedes Land ein Glück , wenn es reiche Leute in
seiner Mitte hat . Aber nicht als Glück kann es bezeichnet
werden, wenn die Admassicrung sehr großer Vermögen
etwa in einer Art und Weise von sich geht , wie wir das
in einzelnen so außerordentlich bezeichnenden Beispielen
von Nordamerika vor Augen sehen ; die progressive Ein¬
kommensteuer wird in dieser Beziehung mitregelnd wir¬
ken miissen .

Ich komme nun zum A n t r a g unserer Partei . Wir
find , in diesem Anträge von dem Gesichtspunkte ausgc -
gangen, daß wir möglichst das gleiche Ergebnis bringen
wollen wie die Regierungsvorlage in der Fassung der
Budgetkommission. Wenn wir Gefühlsvolitik hätten
treiben wollen oder nach unserer innersten Herzensmei-
nung hätten vorgehcir können, wären wir der Meinung
gewesen , daß die bescheideneren Einkommen bis 3000
Mark gar nicht oder doch noch viel weniger an der in der
Gesetzesvorlage enthaltenen Progression hätten Anteil
nehmen sollen . Darum und weil wir nicht bloß die

außerordentlich wohlfeile Handlung vornehmen,wn,unten abzustreichen , sondern weil wir zeigen wolltetwir , wenn wir unten abstreichen , auch den Mut idiese Beträge aus den höheren Einkommen wieder ^bringen , ist unser Antrag , in dieser Form eing^ ö^
worden.

Die Steuersätze der Einkommen bis zu 1400 M.nach den Kommissiönsbeschlüssen teilweise gar keine ,Höhung , teilweise sogar noch eine Ermäßigung ersah.
Als die Schlußänträge m der Kommission gestellt \den , haben wir ihnen gerne und mit Freuden zqstimmt ; es wurden ja diese Anträge einstimmig ^nommen. Wir haben es dann aber für unrecht gehaM,nendaß die Einkommen von 1400 bis 3000 M . in g, L (außerordentlich ungleichen Weise höher und starker ., Wvrtroffen werden sollen als irgend ein anderes CSinfontm dfie 1und daß sie selbst prozentual stärker betroffen ^ j .an;

sollen als die höchsten Einkommen, die . wir nber^ meMhaben.
'

fgi uw
Wer wird denn bei den Einkommen von Hy

3000 M . in der Hauptsache betroffen? Es istjU^
'

^ganz bescheidene Mittelstand , es find die besser W 1'
Arbeiter , es sind die kleinen Handwerker, es 0» •
niederen und mittleren Beamten , die Lehrer , es Ms tfen '
Landwirte , es ist eine sehr große Anzahl pensiomH ^ ^
Beamter ; es kommen dabei Witwen und Waisen
tracht, die von ihrem ganz bescheidenen Vermögen
müssen , das vom Manne oder vom Vater zurückgebiMkine , i
ist . In die Steuerstufe von 1400 M . bis 3000 M . Ä ~e
rund 150 000 Steuerpflichtige .- Der Steuerbetrag l
diese 160 000 Steuerpflichtige jetzt bezahlen, ist 3 430f kDldi
M . ; nach der Regierungsvorlage würden sie 3 8501 ‘9 8e0
M . , d . h . also 420 000 M . mehr zu bezahlen haben; i * un*
käme einer Erhöhung von 12,1 Prozent gleich. ch
Antrag ermäßigt . diese Gesamterhöhung , um tz is
168 000 M . Wir bedauern , daß wir in Rücksicht
unsere schlechten Finanzen , besonders aber um W
hcrbciznschasfc .n für die Erschließung neuer '

. EiseiibM^
strecken (Abg . H u m m c I : Reichsfinanzrefolî
nicht soweit haben gehen können, die Einkommen !
1400 bjs 3000 M . mit jeder weiteren Einkommenste«!
erhöhung zu verschonen . ■ Jnt

Es sind aber gerade in dem Gesetzentwurf, auch tttjj
Fassung der Bndgetkommission, in .der Skala zwisg1400 und 3000 M . außerordentlich große Unstimmigk e i t e n . Nach der -Regierungsvorlage und den >W
Missionsbeschlüssen sollen z . B . die Einkommen von 1^M . eine Steuererhöhung um 15 Prozent erleiden . 1
von 1600 M . eine solche ittrt 16 Prozent , die von iWrozen!
M . lim 17 Prozent , die von 2000 M . um 21 ProA Hoben— sage und schreibe einundzwanzig Prozent die i> >ird , st
2200 M . um 18 Prozent , die von 2400 M . um 17 P msbcs
zent, die von 2600 M . um 17 Prozent und die von Ä orhanl
M . ebenfalls um 17 Prozent . Es kommen also hier E i
lastungcu von io bis 2 .1 Prozent in Frage , währ« mferen
wenn Sie den Zentrumsantrag annehmen , dann fl wchte
für diese hier in Betracht kommenden Steuerpflichtig Wen.
nur eine Steuererhöhung von 5 bis 8 Prozent in iZv et 210
kommt. Die 168 000 M . Mindererträgnis , welche liii W sch
Antrag zur Folge hätte , haben wir durch eine gä i&er 10
mäßige Erhöhung der Steuer für Einkommen von K md mi
10 000 M . zum Teil wieder zum Ausgleich geßrad !>t :
d . h . die Steuererhöhuug , die wir für Einkommen » »uß de
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10000 M . Vorschlägen, bringt nach meiner
ung insgesamt 118 000 M . wieder ein.

Be-

>ir haben in Baden insgesamt 418 MO Steuerpflich -
,. davon würde, wenn unser Antrag Annahme findet ,
Mfte , nämlich 2M MO, die ein Einkommen von unter
i fl . haben , fast gar nicht weiter belastet werden ; bei
,ren 116 000 Steuerzahlern mit einem Einkommen von
bis 3M0 M . würde die Steuer durchschnittlich um

Prozent erhöht ; die Einkommensteuerpflichtigen mir
kommen von 30M bis 10 OM M. , 40 660 an der Zahl,

jeden 13,6 Prozent mehr zahlen , und die 6351
,oerpflichtigen mit mehr als 10 000 M . Einkommen
cheir eine Steuererhöhung von 14,7 Prozent erfahren .

gestellt t
enden
timtiig Q8j
echt geho

in a, glaube , unsere Vorschläge bilden eine sich ganz
5 störkq i ^ ordentlich systematisch aufbauende Steuerskala ,

tSinfontm unten fast mit nichts anfangend über IV2 Pro -
’ff«« toerbi pj und 13,6 Prozent bis zum Schluß auf 14,7 Prozent
r übech ^ Mererhöhung steigt, wobei dann die höchsten Einkom-

Hoiauch mit der höchsten prozentualen Belastung getrof-

i jp »erben . Ich hoffe , daß unser Antrag , der sich mit
^ vollen Würdigung unserer heutigen sozialpolitischen

er svi,,< iMaben sehen lassen kann, im Hohen Hause einstimmige
es M^ Wmhnie finden wird . Wir haben in den
'

es nck iiM " Zähren , soweit es in unserer Macht und Möglich-

Pensionik^W^ toi» durch Erhöhung der Löhne der Eisenbahnarbei -

gisea inM - ^ Gehälter der Beamten , der Lehrer usw. , den

mögen !it wirtschaftlichen Verhältnissen Rücksicht, getragen ; aber ick
uickgebüct nrine, da wollen wir doch nicht mit der linken Hand das
10 M toi ® 2tail wieder wegnehmen, was wir gerade diesen be-

rbeträq ! Maan Existenzen in einer doch immerhin ziemlich
ist 3 43tt ( escheidenen Form mit der rechten Hand im letzten Land-
ie 38A >9 gegeben haben. Bei den bescheidenen Einkommen
haben^i w aater 3000 M . wollen wir doch nicht unterschätzen ,

eich ü , »8 es für den Steuerpflichtigen ein sehr großer Unter -
um n sied ist, ob sich der neue Staatssteuerzettel um 60 Pfg .

ücksiwt um 1 M . 50 Pfg . , ob er sich um 2 M . 80 Pfg . oder
um Mi Mo M . 30 Pfg . , ob er sich um 4 .45 M . oder um 7 .45 M .

’
EiseM rW. Das sind nur einzelne Zahleir , die sich aus unse-

nzrefor» B Anträgen gegenüber den Kommissionsbeschlüssen er-
munen >
nmeilsta bekommen noch eine Vorlage , wonach die G e -

>nn d e u m I a g c n in der gleichen Art und auf der
auch in eichen Basis wie die Staatssteuern , nämlich nach dem
la zwisl tmertarif, erhoben werden und für die Gemeinde¬
st imnti eilagen ein gewisser Prozentsatz des Stcuertarifs ge¬

ben Ai chnigt werden soll. Angenommen, es würde in einer
it von ! iemetnbe der Steuertarif für die Umlagen genau der
cleiden , lache sein wie für die Staatssteuer , es würden also 100
e von IS lrozent der Einkommensteuer als Kommunalabgaben
U Proz< rlobcit , so würden , wenn unser Antrag nicht angenommen
—, die i> >ird , sondern die Regierungsvorlage und der Kommis-
m 17 P Msbeschluß Gesetzeskraft erhält , keine Steuerpflichtige
e von Ä orhanden sein , die im Jahr für Staats - und Gemeinde-
so hiert lkuer um 6 M . stärker herangezogen werden als nach
, währ« mereni Antrag und um 14.90 M . mehr als jetzt. Ich
dann a >öchte bitten , diesen Betrag von 6 M . nicht zu unter -

epflichktz Hatzen . Wenn wir bei Einkommen von unter 3000 M . ,
t in Fv ei 2400 M . z. B . , einen solchen Betrag von 6 M . so ge-
elche m ing schätzen, dann könnten wir oben bei den Einkommeir
eine gfl 4er 10 000 M . ruhig die Zügel am Boden schleifen lassen
t von si lnd mit der Erhöhung der Steuer spielend über 5 Pro -

geßrad ent hinausgehen ; was den Großen oben recht sein soll,
lninen n stufe den Kleinen billig sein .

Wenn unser Antrag angenommen wird , so wird das
Mehrerträgnis der Einkommensteuer, wie ich schon an-
fangs meiner Ausführungen dargelegt habe , immer noch
den Betrag von 2 OM OM M . überschreiten. Das war
von Anfang der Wille, der in der Budgetkommission ge¬
herrscht hat . Dieses Ziel wird auch erreicht werden.

Der Art . 21a, dessen Änderung wir auch noch beantragt
haben, ist lediglich eine Folge davon, daß die einzelnen
Steuerstufen von 10M bis 30M M . nicht wie mit der Re¬
gierungsvorlage um 2M M . sondern nur um 100 M .
steigen . Damit gibt es eine Anzahl von Steuerstufen
mehr, aber die Wirkung des Artikel 21a wird , wenn
statt „zwei Steuerstufen "

„ vier Steuerstufen " gesetzt wer¬
den , genau dieselbe sein wie in der Regierungsvorlage
und in dem Kommissionsantrage.

Ich bitte daher , nehmen Sie unfern Antrag an . (Bei¬
fall im Zentrum .)

Ministerialdirektor im Finanzministerium Geheimerat
Göller : Der Herr Berichterstatter hat die Fragen , die
durch den vorliegenden Gesetzentwurf berührt werden,
sowohl in seinem gedruckten Bericht als in seinem ein¬
leitenden Vortrage so gründlich und eingehend behandelt ,
daß ich glaube, mich darauf beschränken zu dürfen , den
Standpunkt der Großh . Regierung in möglichster Kürze
auseinanderzusetzen.

Die Vorlage hat ihren äußeren Anlaß daraus genom¬
men , daß das Reichsgesetz über die Doppelbesteuerung
verschiedene Änderungen erfahren hat, mit denen unser
Einkommensteuergesetz und unser Vermögenssteuergesetz
in Einklang gebracht werden mußten . Diese mehr for¬
malen Änderungen will ich hier nicht weiter erörtern .
Ich will mich gleich zu dem wichtigsten Teile , der den
Gegenstand der heutigen Beratung bildet , zu der
Gestaltung des Steuertarifs wenden. Es ist
von dem Herrn Abg . Neuhaus bereits erläutert worden ,
welche Gründe für die Großh . Regierung Vorgelegen
haben, das bisherige System der Veranlagung der Ein¬
kommensteuer und der Erhebung der Einkommensteuer
zu verlassen und sich dem System zuzuwenden, das in
alleir anderen größeren deutschen Bundesstaaten , die eine
Einkommensteuer besitzen , besteht . Ich brauche , glaube
ich , deshalb auch auf diesen Punkt nicht weiter einzu-
gehen .

Was nun die Höhe des von der Regierung vorge¬
schlagenen Steuertarifs anbelangt , so darf nicht
außer acht gelassen werden, daß für dessen Gestaltung
neben der Forderung einer durchgreifenden Durchführung
der Progression die finanzielle Lage unseres Staates
ausschlaggebend war . Es ist dem Hohen Hause bekannt,
daß wir uns gegenwärtig in einer recht mißlichen
Finanzlage befinden, und daß Mittel und Wege gesucht
werden müssen , um die nötigen Teckungsmittcl zu be¬
schaffen . Eines der wichtigsten dieser Mittel ist die Er¬
höhung, die wir bei der Einkommensteuer vornehmen
müssen , und von diesem finanziellen Gesichtspunkt aus
hat die Regierung den Tarif ausgestaltct .

Wenn der Tarif , den die Regierung vorgeschlagen hat ,
zur Annahme gelangt wäre, so würde ein Mehrerträgnis
von etwa 2,2 Millionen in Aussicht zu nehmen gewesen
sein . Es ist aber bei der Kommissionsberatung der Wunsch
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hervorgetreten , daß man sozialpolitischen Rück¬
sichten einen gewissen Spielraum gewähren
möge . Ich möchte nun betonen, daß, wenn
Bestimmungen , die dieses Ziel verfolgen, in der
Vorlage nicht enthalten waren , man daraus
nicht den Schluß ziehen darf , als ob die Regierung
weniger geneigt gewesen wäre , sozialpolitischen Er¬
wägungen Eingang zu verschaffen . Lediglich der über¬
wiegende Gesichtspunkt des steuerlichen Mehrbedarfs hatuns genötigt , von der Verfolgung dieses Gedankens bei
der Ausgestaltung des Entwurfs abzusehen . Im Laufeder Beratung in der Budgetkommission haben wir uns
aber , insoweit es uns vertretbar erschien , den Anregungendie aus der Mitte der Kommission ergangen sind , durch¬aus freundlich gegenübergestellt. Wir haben einmal zu¬
gestanden, daß der Antrag , den die Regierung im Zähre
1899 gestellt hat und der eine steuerliche Erleichterungder minderleistungsfähigen Pflichtigen Zum Zwecke hat ,in das neue Gesetz in der geforderten Abänderung einge¬
fügt wurde . Ferner haben wir der weiteren von der
sozialdemokratOchen Fraktion ausgegangenen Anregung
stattgegeben, daß die Versicherungsbeiträge, die aufGrund gesetzlicher Verpflichtung oder auf Grund des
Arbeitsvertrags bezahlt werden müssen , für abzugsfähigerklärt werden, und endlich haben wir , um den Wünschen
auf Ermäßigung des Steuertarifs , die von verschiedenen
Seiten ausgegangen sind , nach Möglichkeit entgegenzu¬
kommen , uns bereit erklärt , bei den vier untersten
Steuerstufen eine Ermäßigung um je 60 Pfennig ein -
ireten zu lassen . Die Grohh . Regierung ist der Ansicht,daß mit den Zugeständnissen, die im Laufe der Beratungin der Budgetkommission gemacht worden sind , das
äußerste Maß erreicht ist, das die Regierung noch ver¬
treten kann.

Das finanzielle Ergebnis ist etwa wie folgt
zu veranschlagen : Die Steuerermäßigung der vier unter¬
sten Stufen wird einen sicheren Ausfall von etwa 111000
Mark im Gefolge haben . Die beiden anderen zurSchonung der Minderleistungsfähigen und zur Schonungder Arbeiter eingefügten Bestimmungen lassen sich in
ihrer finanziellen Tragweite nicht genau feststellen . Wir
glauben aber , begründeten Anlaß zu der Annahme zuhaben, daß sie auf mindestens etlna 150 bis 200 000 M.
zu veranschlagen sind . Nach unserer Auffassung werden
die Änderungen , denen die Konimission schließlich ihre
Zustimmung erteilt hat , den finanziellen Effekt haben,daß etwa 300 000 Mark im ganzen an dem Ertrag , der
von der Regierungsvorlage in Aussicht genoinmen war ,abgehen. Es wird also mit einem Nettomehrerträgnisvon 1,9 Millionen zu rechnen sein, und ich kann dein
Herrn Abg . N e u h a u s darin beitreten , wenn er der
Meinung ist , daß die Vorlage , wie sie aus dem Schoßeder Kommission hervorgegangen ist , ein Mehrerträgnisvon 2 bis 3,5 Millioneir liefern werde.

Der Herr Abg . Neubaus hat einen gewissen' Widerspruch zwischen den Angaben in der Re¬
gierungsbegründung und unserer Budgetvorlage kon¬
statieren zu inüssen geglaubt . Er sagt , in unserer Regie-
rungsbegründnng sei mit einem Erträgnis der Einkom-
uiensteüer pon rund 17 Millionen gerechnet , während
nach dem Budget ein Erträgnis von 20 Millionen in
Aussicht genommen sei . Dieser Unterschied erklärt sich
einfach . Die 17,5 Millionen , die Wir in der Regierungs¬
vorlage angegeben haben, stellen das Ergebnis der

Katasterzusammenstellung für 1909 dar .
Ertrage tritt der Betrag der Steuernachträge hs»;,, ,nach dem Budget zu 2,4 Millionen veranschlagt ist

'
ergibt sich die Zahl von rund 20 Millionen , r
andern Seite ist aber zu beachten , daß sich in Öer tuä»ein korrespondierender Betrag für die Abgänge ünd^ersähe an Einkommensteuer befindet, der in imBudget auf 1,7 Millionen veranschlagt ist. Mgerfahrungsgemäß die Abgänge und die Rückersätz^mit den Nachträgen ungefähr ausgleichen, haben &in der Regierungsbegründung lediglich das Ergebnis e
Katasterzusammenstellungen angegeben. Ich glaube a|;daß damit die nötige Aufklärung über die Beanstanddes Herrn Neuhaus gegeben sein wird .

Was nun den Antrag anbelangt , den der Herr GNeuhaus in Verbindung mit seinen Parteifreunden ( j,gebracht hat und der eine anderweitige GestaltungSteuertarifs zum Ziele hat dahingehend, daß diesteuerpng der Einkommen bis zu 3000 Mark in e«er j,dem Anträge näher angegebenen Weise gegenM ^Regierungsvorlage noch weiter ermäßigt werd;. ^rend die Einkommen von 10 000 Mark aufwärts
Ausgleichung mit höheren Steuersätzen belastet ^sollen , so will ich gleich und rund erklären , daß
Antrag für die Großh . Regierung unannehmbar
(Abg . N e u h a u s : Vor Tisch las man es anders !) . ^ser Antrag ist für die Großh . Regierung ebenso uitanehmbar wie der Antrag , der in der Budgetkommijis ,von der sozialdemokratischen Fraktion gestellt wordenund der etwas weniger weit geht als der Antrab &
Zentrumsfraktion . Die sozialdemokratische Fratzhatte vorgeschlagen, daß man die Einkommen bis
2600 Mark in den Steuerstufen etwas ermäßigen jaj
Auch dieser Antrag ist wegen des finanziellen Ausschder mit ihm ebenso verbunden ist , wie er voraussWmit dem Zentrumsantrag verbunden sein würde , nder Großh . Regierung als unannehmbar befunden A
den .

Was nun den Zentrumsantrag int einzeln
anlaugt , so muß ich sagen, daß, wie ich das auch
der Kommission bereits angeführt habe , das Hat»
bedenken gegen ihn darin besteht , daß es nicht angcdie höheren Einkommen von 10 000 Mark an noch nti
zu belasten, als dies nach der Regierungsvorlage best
der Fall ist . Tie Regiernitgsvorlage hak gerade für &it
Einkommen eine sehr beträchtliche Mehrbelastung i
Aussicht genommen, die sich zwischen 16— 17 Proz. s
wegt , während die niederen Einkommen, also bis 38
Mark , mit 9—11 Proz . mehr belastet werden. Wir
ben , daß wir iir Beziehung aus die Belastung der höhe«
Einkommen soweit gegangen sind , als itach sachgemW
Erwägung überhaupt zulässig erscheint . Es ist wei«
nicht arißer acht zu lassen , daß wir in unserer Bock!
das Eintreten des prozentual höchsten Steuersatzes vi
6 Proz . statt wie bisher bei 200 000 Mark schon
100 000 M . beginnen lassen . Es tritt die höchste Steak
belastung gegenüber dem bisherigen Zustand also sÄ
recht frühzeitig ein. Nun will der Antrag Neuhaus a«
diese Grenze noch weiter bis auf 80 000 Mark herunll
setzen . Das halte ich für durchaus unmöglich und «
durchführbar . Wir müssen doch auch darauf Ruch
nehmen, daß die höheren Einkommen nicht in ungebA
sicher Weise belastet werden. Ich möchte darauf hin !«
fen , daß gerade die Steuerpflichtigen , die mehr i
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10 000 Mark Einkommen haben, nahezu die Hälfte
kr Einkommensteuer tragen . Es sind das im ganzen
$300 Personen, oder 1,5 Proz . sämtlicher Pflichtigen .
Diese haben aber 46 Proz . des ganzen Steueraufkom¬
mens zu tragen . Nun darf man doch saaen , das ist eine
Belastung, die soweit geht, daß eine irre Erhöhung
Mt mehr angängig erscheint . Und darauf weist doch
gnch sehr nachdrücklich und zum Nachdenken einladend
die Eingabe der Mannheimer Industriellen und Handel¬
treibenden an das Hohe Haus hin , über die der Herr Be¬
richterstatter vorgestern die näheren Ai . gaben gemacht
hat. Tu dieser Eingabe ist bereits gegen den regierungs¬
seitigen Vorschlag Einsprache erhoben, und es wird das
Mß der von der Regierung vorgeschlagenen Belastung
gls schon zu weitgehend angesehen. Wenn man nun der
Anregung des Antrags Neuhaus folgen und diese Be¬
lastung noch mehr verschärfen wollte, so glaube ich , wür¬
den wir zu unerträglichen Zuständen kommen . Man
muß bedenken, daß wir in Baden eine Reihe von Städ¬
ten haben , die den größten Wert darauf legen, daß wohl¬
habende und zahlungsfähige Personen sich in ihnen nie-
derlasscn. Und wenn diese Niederlassung , die doch zu dem
ilufblühen unserer größeren und wichtigeren Städte
aheblich beigetragen hat , für die Zukunft erschwert und
unterbunden wird , so würde das so erhebliche Nachteile
für weite Kreise unserer Bevölkerung bringen , daß das
von uns nicht vertreten werden kann. Ich kann in die¬
ser Beziehung mitteilen , daß gerade von solchen Per¬
sonen , die den geschilderten Kreisen angehören , an das
Finanzministerium Vorstellungen gerichtet worden sind ,
in denen sie sich über die sehr starke Belastung , die sie
durch das in Aussicht genommene Gesetz erfahren werden,
lebhaft beschweren . Ich glaube also, wir haben allen
Grund, in dex Beziehung Vorsicht walten zu lassen und
den Bogen nicht zu iiberspannen.

Der Herr Abg . Neuhaus hat bezüglich der finan¬
ziellen Lage noch eine Reihe von Ausführungen
gemacht, die meines Erachtens heute wohl weniger zweck¬
mäßig zur weiteren Erörterung führen sollten, weil sie
alle gelegentlich der Beratung des Finanzgesetzes ohne¬
hin gründlich besprochen werden müssen . Wir würden
also , wenn wir auf diese Ausführungen des Herrn Neu¬
haus jetzt eingingeu , wahrscheinlich eine Verdoppelung
der Debatte erleben, die wir ohnehin schon in Aussicht
haben , und ich möchte aus diesem Grund darauf ver¬
zichten, auf die einzelnen Zahlenangaben einzugehen,
zumal sie mir nach verschiedenen Richtungen doch zu er¬
heblichen Bedenken Anlaß geben .

Ter Herr Abg . Neuhaus hat zur Empfehlung seines
Antrags eine prozentuale Rechnung vorgeführt , wie
durch den Zentrumsantrag die Steuererhöhung sich
gegenüber der Regierungsvorlage gestalten würde . Ich
bin nun nicht in der Lage, diese Zahlen im Augenblick
auf ihre Richtigkeit zu prüfen , und ich möchte auch keinen
entscheidenden Wert darauf legen. Im ganzen kommt
es weniger darauf an , um wieviel die Steuerleistung der
Steuerpflichtigen der unteren Stufen sich prozentual er¬
höht, als welches der absolute Betrag ist , der ihnen auf¬
erlegt werden soll (Abg . vr . Vogel : Sehr richtig !) . Und
diese absoluten Beträge sind doch nicht von solcher Be¬
deutung , wie man nach den Ausführungen des Herrn
Abg. Neuhaus annehmen könnte, es sind Beträge von
1.50 Mark , 2 Mark und 3 Mark . Gewiß ist es tür den
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einzelnen nicht gerade angenehm, wenn er das mehr be¬
zahlen muß , aber eine erdrückende Belastung kann man
darin doch nicht erblicken. Aus diesen Erwägungen
möchte ich das Hohe Haus bitten , daß dem Antrag , den
der Herr Abg . Neuhaus eingebracht hat , nicht beigetretenwird , und ich wiederhole, daß er für die Großh . Regie¬
rung unannehmbar wäre . i

Der zweite Teil des Antrags des Herrn Abg. Neuhauswill für die Erleichterungen, die man den steuerlich min¬
derleistungsfähigen Personen eingeräumt hat , noch einen
weiteren Spielraum schaffen. Das ist ein Gedanke, über
den man gewiß reden kann. Aber ich glaube, der gegen¬
wärtige Zeitpunkt eignet sich weniger dafür , weil wir
eben vor der Frage stehen , wie wir unsere dringenden
Finanzbedürfnisse decken können . Wir haben in diesem
Moment allen Anlaß , die Mittel des Staates , soweit es
irgend angeht , zu Rate zu halten und nicht ein weiteres
Abbröckeln des Ertrags der Einkommensteuer zu veran¬
lassen . Ich möchte in der Beziehung noch bemerken, daß
wir im Augenblick überhaupt noch nicht genau übersehen
können , welche Tragweite die neu eingeführte Bestim¬
mung haben wird , und die Vorsicht gebietet, daß man
diesen unbestimmten Faktor nicht noch dadurch vergrö¬
ßert , daß man den Spielraum im Sinne des Antrags
Neuhaus erweitert .

Ich fasse meine Ausführungen dahin zusammen, daß
ich an das Hohe Haus die dringende Bitte richte, den
Antrag , der vom Herrn Abg . Neuhaus eingebracht wor¬
den ist , abzulehnen und der Vorlage , wie sie nach den Be¬
schlüssen der Kommission gestaltet worden ist, zuzu¬
stimmen.

Zur Geschäftsordnung erhalten das Wort

Abg . vr . Heimburger (fortsch. Vp .) : Als der Herr
Vertreter des Herrn Finanzministers den Antrag des
Zentrums für unannehmbar erklärte, hat der Herr Abg.
Neuhaus,wenn ich ihn recht verstanden habe, dazwischen
gerufen : „ Vor Tische las man 's anders ! " Das enthält
die Behauptung , daß die Regierung vorher etwa geneigt
war , auf einen solchen Antrag einzugehen. Ich möchte
daher bitten , daß, bevor die Debatte weiter geht, dem
Herrn Mg . Neuhaus Gelegenheit gegeben wird , das
näher zu begründen, denn es ist für unsere Debatte
sowohl wie für unsere Abstimmung sehr wichtig, daß
wir wissen, wie wir daran sind . Denn wenn wir
wüßten, daß die Regierung sich einmal bereit erklärt
hätte , auf diesen Antrag einzugehen, würden wir uns
anders dazu stellen (Mehrfaches Sehr richtig I links ),denn auch uns liegt das Wohl der Witwen und Wai¬
sen, die der Herr Abg . Neuhaus angeführt hat , ebenso
am Herzen wie dem Herrn Abg . Neuhaus , und wir
würden jeder Erleichterung zustimmen, die irgend Aus¬
sicht hat , durchzugehen .

Ministerialdirektor im Finanzministerium Geheimerat
Göller : Ter Zuruf des Herrn Abg . Neuhaus war für
mich vollständig unverständlich . Alle die Herren , die den
Beratungen in der Budgetkommissionangewohnt haben,
werden mir bestätigen, daß ich mit der größten Entschie¬
denheit den Antrag , der von der Zentrumsfraktion in der
Budgetkommission gestellt worden ist, und der eine ähn¬
liche Herabsetzung des Tarifs wie die jetzt in dem Antrag
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Neuhaus vorgelegte bezweckte, entschieden abgelehnt
(Sehr richtig ! links ) und die ganz bestimmte Erklärung
abgegeben habe , die Großh . Regierung werde diesen An¬
trag nicht annehmen (Sehr richtig ! links ).

Abg . Neuhaus (Zentr .) : Mein Zwischenruf sollte ge>
wissermaßen '

festlegen , daß bei den Budgetkommissions¬
verhandlungen von seiten des Herrn Regierungsver¬
treters das Wort „ unannehmbar " nicht gefallen ist,und daß damals in den Kommissionsverhandlungen der
Herr Regierungsvertreter nur von „ schweren Bedenken "
gesprochen hat . Kurz darauf kam dann der Großblock¬
antrag , und dann haben die Herren Abgeordneten vom
Großblock nachträglich in die Regierungserklärung das
Wort „ unannehmbar " hineininterpretieren wollen . Meine
sämtlichen politischen Freunde haben mir damals be¬
stätigt , daß von seiten der Regierung das Wort „ unan¬
nehmbar " dem Wortlaut nach in den Kommissionsver¬
handlungen nicht gefallen ist (Zwischenrufe und Wider¬
spruch links ).

Ministerialdirektor im Finanzministerium Geheimerat
Goller : Ich bin wirklich in Verlegenheit , wie ich dem
Herrn Abg . Neuhaus auf diese Behauptung hin eine
genügende Antwort geben soll . Darüber ist doch bei allen
Mitgliedern der Budgetkommission nicht der geringste
Zweifel gewesen , daß ich alle Anregungen , die eine Ab¬
weichung von der Regierungsvorlage bzw . von dem Tarif ,wie er in der Regierungsvorlage enthalten ist , bezweckten,mit der allergrößten Entschiedenheit und Bestimmtheit
abgelehnt habe (Sehr richtig ! links ) , und ich weiß nicht ,wie man jetzt sagen kann , meine Erklärung hätte in der
Budgetkommission an Deutlichkeit zu wünschen übrig ge¬
lassen . Wenigstens habe ich den Eindruck gehabt , daß
alle Herren , vielleicht mit Ausnahme des Herrn Abg .
Neuhaus , durchaus verstanden haben , was ich damit aus -
drücken wollte , und daß ich das „ unannehmbar für die
Regierung " in der denkbar entschiedensten Form zum
Ausdruck gebracht habe (Sehr richtig ! links ).

Abg . Rebmann (natl .) : Als Vorsitzender der Budget¬
kommission muß ich erklären , daß mir die Ausführungendes Herrn Abg . Neuhaus absolut unverständlich sind .Man kann vielleicht darüber streiten , ob das '

Wort „ un¬
annehmbar " als solches gefallen ist <Zuruf im Zentrum :
Es ist nicht gefallen !), aber in der Sache hat keiner
von uns eine andere Empfindung gehabt , als daß
der Herr Vertreter des Finanzministeriums diese An¬
träge mit aller Entschiedenheit als unannehmbar erklärt
hat . (Stimmt ! Sehr richtig ! links .) Es ist das nicht
bloß mein Eindruck von den Verhandlungen gewesen
sondern auch der meiner Freunde , und gerade das istder Grund davon gewesen , daß die Regierungsvorlagein der Kommission schließlich die Gestalt bekommen hat ,in der sie jetzt dem Hohen Hause vorliegt . Ich muß
also nochmals erklären , daß wir den allerbestimmtesten
Eindruck gehabt haben , daß der Herr Regierungsvertreter
mit absolut zureichender Deutlichkeit diese Erklärung
abgegeben hat . (Mehrfaches Sehr richtig ! links .)

Abg . Neu haus (Zentr .) : Mit dergleichen Entschieden¬
heit , mit nicht mehr und nicht weniger , als der Herr
Regierungsvertreter sich gegen den Antrag des Zentrums
gewandt hat , hat er sich im Anfang gegen jedwede Re¬

duzierung der Einkommensteuerskala in den untere»Stufen erklärt . Als dann nach kurzer Unterbrecheder Verhandlungen von seiten des Großblocks , „dyrichtiger von seiten der liberalen und der Fortschritts.Partei , der Antrag kam , dem sich die Sozialdemokraten ^
'
^sofort anschlossen , daß nur die untersten vier Stufe, Ärentlastet werden sollen , ist der Herr Regierungsvertreter Jjadarauf eingegangen . Ich wiederhole nochmals , gegen

® *8
den Antrag , die Sätze für die untersten Stufen z,ermäßigen , ist der Herr Regierungsvertreter nicht ntiider gleichen Schärfe aufgetreten als gegen den Antrag,die Steuersätze bis zu 3000 M . zu ermäßigen , dem!
erstere sind jetzt nach unserem Antrag reguliert . Das
„ unannehmbar " von heute ist damals auf der Regie ,
rungsbank nur gefallen gegen die Erhöhung der Sätzefür Einkommen von über 10 000 M . Wären Sie da.mals nicht sofort weiter gegangen , dann hätten mir
noch darüber reden können , ob eine Erhöhung eintreten
soll.

(fl«
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Ministerialdirektor im Finanzministerium GeheimeratGöller : Ich glaube , die Sache wird sich am einfachsten
erledigen , wenn ich Ihnen aus dem KommissionsbeM
die entscheidende Stelle vorlese (Heiterkeit ) . Da laut«es auf Seite 40 Ziffer 5 , nachdem vorher die einzeln «,
Abänderungsanträge der Sozialdemokraten und der N-
änderungsantrag der Zentrumspartei aufgeführt sind,
folgendermaßen : „ Die Großh . Regierung erklärte sich
gegen alle Abänderungsanträge als „unannehmbar "
(Hört , hört ! links ) ; über 5 Prozent ab IM000 M . Ein -
kommen werde sie nicht gehen " (Heiterkeit ; Abg . Rösch ,Das genügt !) . Ich darf vielleicht noch einen Passus vor.
lesen . Es heißt hier auf derselben Seite : „ Im Wegedes Kompromisses erbot sie sich (nämlich dje Großh . Re-
gierung ) zu nachstehender äußerster Konzession bezügN
des von ihr vorgeschlagenen Tarifs , indem sie die betref¬
fenden Sätze des Tarifs um je 50 Pf . minderte : 900 bis
1000 M . sollten 6,50 M . usw . als Steuersatz erhalten , im
übrigen aber sei der vorgeschlagene Tarif unverändert
anzunehmen .

" Ich glaube , das wird Wohl genügen , um
die Verhandlungen in der Kommission klarzustellen .

$ w
fl Ko

Otz:
- Re
AN W
onnte
ntSer

tu
ein »ui
m Re
Tann l
denn w
mchden
nei hat

Ifo Nl
och nie
ch erkl
(smW
lege bi
egiertt
jrer 31

te
achen
Sittemc

Abg . Dr . Schofcr (Zentr .) : Ich wäre der Meinung ,daß der Herr Berichterstatter nach den Ausführungen ,die jetzt gemacht worden sind , nun wohl Stellungnimmt zu dem , was im Bericht steht (Zwischenrufe,Lachen ). Ich kann nur bestätigen , daß das Wort „ um Indernannehmbar " während der Kommissionsberatungen von japr £seiten der Regierung nicht gefallen ist (Zwischenrufe ^
und Widerspruch links , Zuruf : Es steht doch im
Kommissionsbericht !) , und wenn es auch darin steht
(Zwischenrufe . Glocke des Präsidenten ). Ich habe aus<
gepaßt , als der Herr Regierungsvertreter gesprochen hatund dann mit meinem Nachbar Neuhaus darüber ge¬
sprochen , der mir sofort bestätigt hat , daß das Wort
„ unannehmbar " nicht gefallen ist , sodaß wir noch
hoffen könnten , unsere Anträge durchzubringen (Zwischen¬
rufe , Heiterkeit ).

Berichterstatter Abg . Wittemann (Zentr .) : Ich habe mir
bei der Generaldiskuffion in den Beratungen der Kom¬
mission als Erklärung des Herrn Regierungsvertreters am
ersten Tage auch in Anführungszeichen „kaum durchführ¬bar " in meiner Niederschrift aufnotiert . Es war also von
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unter», herein die Stellungnahme der Großh . Regierung
^drechu^ ^ eine derartig ablehnende/ wie sie sich im Laufe
cks . od^ ^ Beratung gegen die Anträge verdichtet hat . Ich
r̂tschrittz . ^ nur im allgemeinen sagen, daß ich in die ge-
Mokrate , ^ gte Übersicht über die generelle Beratung in den
- Stuft» feinen Etappen die Änderung der Stellung der
bvertreier ^ ^ßh . Regierung, die sie nach meinem Gefühl in ihrers , gegen Mngnahme vorgenommen hat , von dem „kaum
iufen z» »sführbar" zu dem „unannehmbar " , nicht nieder-
uicht nlit jtgt habe. Ich habe allein berichtet über den Schluß-
1

Muck über die Stellungnahme der Großh . Regierung ;
eit ' dem, iejet war : daß wenn auch das eine oder das
rt - Das Jjjiere an Verbesserungen für das Gesetz noch abzu-
^ Regie , gewesen sei, eben im letzten Stadium der Be-
) er Sätze Mngen ihr Entschluß war , daß sie Uber das , was sie im
Sie da. ^ npromißweg angeboten hat , um keinen Preis hinaus -

iten wir Mn werde. (Abg . Dr . Heimburger : Das nennt
etntreten 0 unannehmbar !)

g. Neuhaus (Zentr .) : Ich glaube , wir könnten
$ wohl einig sein (Heiterkeit links ). Auf Seite 40

Kommissionsberichts ist das Wort „unannehmbar "
^ zänsefüßchen gesetzt, und dann heißt es im nächsten
M : „ Im Wege des Kompromisses" . Also trotzdem von
jskRegierung das Wort „ unannehmbar " fiel, konnte
M noch einen Kompromiß schließen , das war das soge-
annte „ unannehmbar " (Heiterkeit) . Es steht wie gesagt

Bericht, daß nach diesem sogenannten „ unannehmbar "
och noch etwas zustande gekommen ist . Ist aber das

titt „unannehmbar"
, wenn darnach mit Einverständnis

Regierung noch ein Kompromiß zustande kommt?
inin verstehe ich das Wort „unannehmbar " nicht mehr,

kenn wenn noch ein Kompromiß zustande kommen kann,
nachdem man die Anträge als „ unannehmbar " bezeich¬
net hat , dann ist das doch kein „ unannehmbar " .
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900 big 2% Süßkind (Soz .) : Wenn man wie der Herr

Iten , im ilbg. Nenhaus die Worte falsch vorliest, da läßt sich ein-
wän

'
dert ^ nicht weiter verhandeln . Der Herr Abg . Nenhaus

;en , um «t erklärt , es heiße auf S . 40 des Kommissionsberichtes:
Hen . Zm Wege des Kompromisses" , es heißt dort aber : „ Im

>ege des Kompromisses erbot sie s i ch
"

, nämlich die
egierimg. So stehts im Bericht und wenn das nach

Einung, her Ansicht (zum Zentrum ) nicht richtig ist , dann Wäh¬
rungen,' » Sie doch Berichterstatter , welche den Bericht richtig
- tellung lachen können . Sie behaupten , daß der Herr Aba.
zenrufe , Pjttemann den Bericht nicht nach den Verhandlungen
rt „ un-
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henruse
och im
n steht
be aus<
hen hat
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mdern nach seinem Gutdünken gemacht hätte . Das
lagen Sie von einem Ihrer Fraktionskollegcn zu sagen !
las genügt für uns , wir haben den Bericht nicht ge-

sondern der Herr Abg . Wittemann , der Fraktious -
Äege des Herrn Abg . Nenhaus , und der Herr Bericht-
vlatter Wittemann hat sich gegen den Abgeordneten
üttemann und der Abg . Wittemann gegen den Kom-
ch

'
sionsberichterstatter Wittemann gewendet. Wie man

» noch verhandeln soll, in loyaler Weise verhandeln soll,
as weiß ich nicht . (Abg . Wittemauu : Es ist nicht
ichtig , daß ich mich gegen mich gewendet habe !) Doch,
» Ihren: Bericht steht „ unannehmbar "

, während Sie
osdrücklich erklärt haben, in Ihren Aufzeichnungen

rbemir **"&e „ kaum durchführbar "
. Ja , Herr Wittemann ,

Kom - onn haben Sie nicht objektiv berichtet, demr Sie haben
ers am den Verlauf der Kommissionsbcratungcn nach Ihren
chführ. iatizen zu törichten und nicht , wie es Ihnen gut dünkt,
lso von N ist das eine.

Nun verweise ich die Herren noch auf
Seite 12 des Berichts. Ta finden Sie , eben¬
falls vom Herrn Abg . Wittemann verfaßt , folgendes :
„Tie Bestrebungen der Kommission in dieser Richtung
fanden schließlich ein ziemlich großes Entgegenkommen
seitens der Großh . Regierung , wenn auch weitere Ände¬
rungen , welche im Sinne einer weitergehenden Ent¬
lastung der unteren und mittleren Einkommen in der
Kommission angeregt wurden , an dem Widerstande der
Regierung scheiterten .

" Das ist die andere Stelle deS
Berichts. Und nun kommt man und sagt, die Regierung
nähme heute einen Standpunkt ein, der ihrem früheren
„unannehmbar " widerspreche , sie habe sich damals im Wege
des Kompromisses mit Anträgen einverstanden erklärt ,
die sie vorher als unannehmbar bezeichnet habe. Der Kom-
promiß wurde jedoch nicht abgeschlossen über Punkte , die
die Regierung als unannehmbar erklärt hatte , sondern
n a ch der Erklärung der Regierung über die unannehm¬
baren Punkte und unter Zugrundelegung dieser Er¬
klärung . Das ist aber wieder „Großblockunwahrheit "
und das ist die „ Wahrheit " der Zentrumspartei , die man
ja im ganzen Lande kennt . Was Ihnen (zum Zentrum )
unangenehm ist, das wird abgeleugnet oder darüber
wird einfach mit Lachen hinweggegangen.

Nachdem die Regierung ihr „unannehmbar " er¬
klärt hatte , haben sich die Fraktionen zurückgezogen und
haben über die der Regierung gegenüber einzunehmende
Stellung beraten . Die Regierung hatte erklärt : „Das
ist das äußerste, was wir tun , weiter gehen wir nicht. "
Das ist auch im Bericht niedergelegt. Dann hat man ge¬
prüft , ob die Forderungen der Regierung so weittragender
Natur sind , daß mau ihnen nicht nachgeben kann und
lieber das Gesetz den Bach hiuunterschwimmen und es
wegen der Bestimmungen, die der Regierungsvertreter
als unannehmbar bezeichnet hat , scheitern läßt . Dabei
kom man zu dem Beschluß , der Regierung zu folgen und
sich nach dem Vorschlag der Regierung zu einigen , das
war der Kompromiß. Dieser Kompromiß wurde
dadurch angebahnt , daß die Regierung erklärt hatte , im
Wege des Kompromisses — wie es ganz genau im Bericht
steht — sei sie bereit, die und die Ermäßigung eintreten
zu lassen . So war die Situation und nicht so , wie sie die
Herren dargelegt haben. Sie sind , natürlich . zufällig ,
nicht an dem Kompromiß beteiligt gewesen , und mau hat
auch „zufällig " gehört, wie Herr Abg . Neuhaus zuiu
Herrn Abg. Zehnter gesagt hat : „ Das ist GroßbloÄ-
arbeit "

. So liegt die Situation , die auch durch den Be¬
richt bestätigt wird . Sie finden auf Seite 40 des Be¬
richts unten : „ Die Abstimmung über die Anträge er¬
gab mit starken Mehrheiten die Ablehnung aller Anträge
aus der Kommission heraus lind die Annahme des Re¬
gierungsvorschlags , weil nach der Stellung der Regierung
und nach Lage der badischen Finanzen etwas Weiter¬
gehendes nicht zu erzielen sei und wenigstens die Existenz-
minimen bei dem von der Regierung Zugestaudencn
etwas schonlicher behandelt, ja selbst in der zweiten Ein -
kommensstnfe von 1000 bis 1100 Mark gegen bisher null
25 Pf . besser gestellt würden .

" Das alles steht im Be¬
richt . Ich werde später bei der materiellen Behänd
lung noch auf verschiedene Punkte näher eingehen müssen ,
jetzt wollte ich nur zur Richtigstellung erklären , daß de :
Bericht mit den Tatsachen übereinstimmt, und daß der- '
jenige , der den Berichterstatter angegriffen und die Sache
so dargestellt hat , als ob er nicht einmal einen objektiven

<
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Bericht geben könne , sein eigener Fraktionskollegc ge¬
wesen ist . '

Abg . Kolb (Soz .) : Ter Herr Abg . Wittemann hat
vorhin behauptet , daß das Wort „ unannehmbar " in sei¬
nen Notizen nicht gestanden habe sondern nur die Worte
„ kaum durchführbar "

. (Abg . Wittemann : Tas ist
falsch !) Auf Seite 17 des Berichts finde ich ähnliches .Tort heißt es : „Tie Regierung erklärte sich gegen den
Vorschlag , der fast undurchführbar sei .

" Also es scheint,
daß die Notiz , die sich Herr Abg . Wittemann gemachthat , sich ans diesen Fall bezieht . Auf derselben Seite
steht aber im letzten Absatz : „Tic Regierung stellte sich
auf den Standpunkt , daß ihr Korrekturen an dem vorge -
schlaaenen Tarife in Form von Ermäßigungen zugunstender unteren Steucrstufen u n a n n e h m bar seien wegen
des finanziellen Effektes .

" Also auch hier das Wort
„unannehmbar "

. . Wenn der Herr Berichterstatter ausSeite 10 das Wort „unannehmbar " in Gänsefüßchen setzt ,
so will er damit zum Ausdruck bringen , daß das Wort
wörtlich so gefallen ist. Ich verstehe deshalb nicht , wie
der Herr Abg . Neuhaus kommen und sagen kann , das
„unannehmbar " sei gar nicht gefallen . Mir scheint,daß die Herren . sich auf diese Weise aus der Situation
herausziehen wollen , die durch die Agitation der Zen -
trumspresse hervorgcrufen worden ist. Es lag kein.
Grund vor , die Sache außerhalb des Hausesso zu be¬
handeln . wie es geschehen ist . Sie dürfen annehmen ,
daß , wenn das Wort „unannehmbar " von seiten der Re¬
gierung nicht gefallen wäre , wir von unserm Antrag nicht
abgegangen , sondern noch etwas weiter gegangen wären ,als Sic tatsächlich gegangen sind (Sehr gut ! bei den So¬
zialdemokraten ).

Abg . W i t t e m a » » (Zentr .) : Ich möchte noch einmal
ausdrücklich konstatieren : Mit dem , was ich vorhin gesagt
habe , habe ich erklärt : Bei der einleitenden ersten Be¬
ratung , bei der man gewöhnlich zunächst eine mehr
generelle Stellungnahme zu einem Gesetzentwurf vor¬
nimmt , hat die Großh . Regierung nach meinen Notizen
(Seite 1 derselben und mit dem Datum des ersten Be¬
ratungstags ) das Wort gebraucht „kaum durchführbar " .
Es handelt sich also um die erste generelle Stellungnahme .
Das habe ich heute konstatieren wollen und habe erklärt ,
daß nach der Stellungnahme der Großh . Negierung am
ersten Tage für mich auch der Eindruck der war , daß das
letzte Wort von ihr nicht gesagt sei . Später war für mich
der Eindruck , daß es sich bei der Großh . Regierung —
das habe ich heute auch schon gesagt — tatsächlich um ein
„ unannehmbar " handle . Deswegen habe ich nur das
bestätigt , was in meinem Bericht steht . Tie Herren
haben ja den Bericht vorher bekommen und haben die
Pflicht gehabt , den Bericht durchzulcscn und zu prüfen ,und ich möchte mich gegen den Vorwurf , als ob ich nach
meinen : Gutdünken den Bericht gemacht hätte , verwah¬
ren und niöchte den Schutz des Herrn Präsidenten an -
rufcn . Und es hat mich nur wieder beruhigt , daß Herr
Süßkind am Schlüsse seiner Ausführungen zugegeben
hat , daß mein Bericht nach seinen Wahrnehmungen die
Sachlage richtig wiedcrgibt (Sehr richtig ! links ) . Aber
daß ich den Bericht nach nieinem Gutdünken genracht hätte ,das ist ein Vorwurf gegen den Berichterstatter , wie er
ihm schärfet nicht geinacht werden kann . (Präsident :
Von Ihren eigenen Fraktionskollegen geniacht !

'Sie

nrüssen sich mit Ihren Fraktionskollegen ins Bencksetzen! Heiterkeit links ) .

Abg . König (natl .) : Ich bin auch Mitglied der
Mission gewesen , habe den Verhandlungen angund bin über die Vorgänge genau orientiert . Nunes Vorkommen , daß bei solchen Verhandlungen leicht jS
Verständnisse entstehen . Allein ich mutz doch sagen, ssind verpflichtet - gegenseitig loyal zu kein , und nam«Hhaben wir der Regierung gegenüber die Verpflichtgegenüber ihren Erklärungen loyal zu sein . Dageĝ .aber von dem Herrn Abg . Neuhaus gefehlt worden, § ^ist im Laufe der Verhandlungen allerdings von Antk̂ j

'
die Rede gewesen , die gestellt worden sind , um die-D . #zu ermäßigen , und die Regierung hat im Anfang in >,einen wie in der anderen Form ihre Erklärung
gegeben . Ta mögen die Worte „kaum durchfüĥ slbg
gefallen sein . Allein als .die Sache zum Schluß ^ P,man sah , jetzt fällt die Entscheidung , da hat die- Ihgj. « ^rung in der allerentschiedensten und in nicht mi^ M, 2<r sstehender Weise ihre Stellung eingenommen , und ^ ^ '
wußten , wie weit die . Regierung geht und wie toeft ^
Regierung nicht geht .
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Das war der Moment , bei welchem wir die Sifo
abgebrochen haben , um darüber zu beraten , wie wii ^stellen fällen . Wir wußten , das Ultimatum der
rung liegt vor , da gilt es nur , anzunehmen ' oderM
Gesetz scheitern zu lassen . In dieser kritischen SitüH ®als '
haben wir dann die Vorschläge der Regierung angech ^ ü
men , weil die Regierung erklärt hatte , weiter gehe ! """ 01
nicht . So ist die Sache gewesen , das nenne ich loyal, m
das hätte ich von dem Herrn Abg . Neuhaus verlw Mg.dem ich Loyalität und namentlich auch' Intelligenz ^ ^ m-
traue , und der auch mit großem Interesse diesen Ä MwoHandlungen gefolgt ist . Er hätte unterscheiden mH
zwischen den verschiedenen Stadien der Verhandlung in j)argeftHütte ganz genau wissen müssen , daß das , was von, !- MmKollegen in früheren Tagen einmal gesagt worden-!
in jener Stunde nicht mehr in Betracht kam , sM ^ chäsidaß in jener Stunde -- es war vormittags 11 Ul
die Situation so war , daß cs . hieß : Ja oder nein ! . : ^ gegBericht des Herrn Berichterstatters hat nach meinem s ^ frfürhalten — und das bin ich loyaler Weise schuldig, ,Herrn Berichterstatter zu erklären — die Situation ,
gekennzeichnet , wie sie war , ec

'
hat dargelegt , wie. « MwLauf der Verhandlung war . . Mit dem . Wort „unannHbar " hat er zutreffend die Situation gekennzeichnet , nsie im der Stunde der Entscheidung gewesen ist-j

darauf kommt es allein an , nud ich bedauere , wirkk
daß Herr Neuhaus , der als Sprecher einer grch
Partei dieses Hauses den Verhandlungen angctzÄ
hat , hier die Ausführungen des Herrn Ministem
direktors , die durchaus der Situation entsprochen - Habs
durch seinen Zwischenruf geivisscrmaßeir in Verdacht) 'e, .
setzen wollen (Lebhafte Zustimmung - links ) . . ^ geui

auf die
Abg . Dr . Schofer (Zentr .) : Es freut mich, daß

Herr Abg . König sich zum Wort gemeldet hat . 2 • , ,
Herr Abg . König wird sich erinnern , daß sich zwisch
ihm und meinem Kollegen Neuhaus eine kleine As i 9e r
troverse über die Auffassung der Äußerung des Ha
Regierungsvertreters entspannen hat . Der Herr Ä T?nm
König wird sich erinnern , daß er in der Exegese i> ^
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»ußttUNg des Herrn Regierungsvertreters das Wort

unannehmbar
" gebraucht hat , und er wird sich weiter

zinnern, daß der Herr Kollege Neuhaus diese Exegese,eö "er Sj, . j>em Worte „unannehmbar " lag , sofort ange -
an 9äBe | ^ tn und dagegen protestiert hat . Daraufhin ist die
f^ Un §ac&c nicht geklärt worden , ob die Regierung das Wort

1 reicht M Unannehmbar
" gebraucht , ihre Ausführungen im

> sage», , von „ unannehmbar " gemacht hat oder nicht ; es
a

namenjjj gje& unentschieden. Aus dieser unentschiedenen Auf -
r̂pslich^ ^ 'ung heraus hatten wir das Recht, abzuleiten , daß

Dagege» ! ^ Regierung tatsächlich nicht auf dem Standpunkte
vorder , ß ^ „unannehmbar " stand (Zurufe ) . Den Herrn Abg.
m Stnttjj .jßntg bitte ich, mir zu bestätigen , daß diese Kontro -
m die - tz. jfjfe stattgefunden hat.
[fang in

irchMr^ Abg. Rebmann (natl .) : Nach diesen Erklärungen
uß fm

C
des Herrn Abg . S ch o f e r kann ich nicht verstehen , wie

die. R 5 diesen Bericht hat in die Welt gehen lassen können ,
f Vmckst ist vor der endgültigen Drucklegung in
x „ y ?lüne Hände gekommen , er hätte ihn genau durchsetzen

ne und hätte ganz genau das finden und auf diese
1

Hellen stoßen müssen, deren Richtigkeit er jetzt be-
«ifelt . Der Herr Abg . Wittemann wird mir bestätigen ,

^ f rr V. . V. - — : j.die
ne ipu

^
l

obnr jjßfltfe der Herr Abg . Dr . Schofer diese Auffassung da .
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H ich Veranlassung genommen habe, mit ihm den
zmzen Bericht durchzusehen, daß ich also auch persönlich
«och die Verantwortung für seine Richtigkeit trage .

» ~ ^ + i- nr. . rr

mals schon gehabt , so hätte er zur richtigen Zeit gegen
he Abfassung dieses Berichtes Verwahrung einlegen
unb dafür sorgen müssen, daß das richtiggestellt wurde .

, König (natl .) : Ter Herr Abg . Dr . Schofer
hat mich direkt apostrophiert , und ich bin ihm daraus

iresen Ä Antwort schuldig. Nach meiner Erinnerung war die
)en mH ungefähr so, wie sie der Herr Abg . Dr . Schofer
wlung s dorgestellt hat (Abg . Neu haus : Und Sie bezweifeln
rs vowd m {m Loyalität ! Präsident : Ich bitte , den Herrn
Doröen-i ĵ ner nicht zu unterbrechen!) . Mit Ihnen werde ich mich
l ' teschäftigen , wenn ich es für passend halte ! (Sehr gut !

links) . Tie Darstellung , wie der Herr Abg . Dr . Schofer
’Se gegeben hat , mag ungefähr stimmen . Allein das ist

glicht das Entscheidende, sondern es kommt auf den Zeit -
mkt an . Im Laufe der Verhandlungen ist vieles ge¬

brochen worden , was nachher wieder verlassen worden ist .
Wein es hat einen Zeitpunkt gegeben , wo wir am Ende
baren, wo ganz präzise Erklärungen von der Regierung
torlagen, und wo wir zu diesen präzisen Erklärungen
der Regierung Stellung nehmen mußten . Das war der
Gegenstand einer kurzen Verhandlung in der Budgetkom -
mssion und nachher einer Sonderbesprcchung in den
Ftaktionen . Damals war die Situation haarscharf zuge¬
iritzt, und das , worauf der Abg . Dr . Schofer abhebt , war
Kreits erledigt . Es kommt nur darauf an, wie die Si¬
tuation zur Stunde der Entscheidung war ; und da war
>ie genau so, wie es im Berichte steht, und wie wir uns
auf dieser Seite alle darüber einig sind . Unsere Köpfe
können doch nicht anders organisiert sein als die von der
anderen Seite ! Es ist mir auffallend , wie über eine solch
einfache, zu einem bestimmten Zeitpunkt ganz kritisch her-
dvrgetretene Sache so verschiedene Meinungen bestehen
können. Wir sind alle einig , Sie vertreten verschiedene
Meinungen . So können Sie , glaube ich, die Situation

ceaest retten . Derjenige , der von Ihnen recht hat , ist
I Herr Berichterstatter !

der
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Abg . Dr . Schofer (Zenir .) : Der Herr Abg . Reb¬

mann hat mich angegriffen , daß ich den Bericht nicht
gelesen habe. Als gebildeter Mann hätte er daran denken
können, daß es Gründe geben kann, daß jemand einen
Bericht nicht liest. Ich will ihm auch sagen , warum ich
den Bericht nicht gelesen habe. Es war deshalb , weil ich
den Bericht nicht in der Hand hatte, und ich hatte den Be¬
richt nicht in der Hand, weil ich verreist war . Ich war
in Norddeutschland, und die Post wurde mir nicht nach¬
geschickt und konnte mir nicht nachgeschickt werden . Ich
kam unmittelbar zu Beginn der Verhandlungen hier an
und fand meine Post nicht vor . Sie lag in Freiburg , weil
sie irrtümlich mir nicht nachgeschickt war . Ich ließ dar¬
nach fragen , bekam sie aber erst etwa acht Tage nachher
und bekam den Bericht tatsächlich gedruckt fix und fertig
in die Hand . Ich konnte den Bericht also nicht vorher
durchlesen, ich war einfach physisch dazu nicht in der Lage .
Ich habe darnach gesucht in meiner Wohnung , aber die Post
war nicht da . Ich ging hierher und habe im Hause nach
der Post gefragt , fand sie aber nicht , und dann bin ich im
Laufe der Woche nach Freiburg gefahren , und dort lag
die Post . Unterdessen ist der Bericht fertig gedruckt wor¬
den, und so bekam ich den Bericht fertig gedruckt in die
Hand , und dann hat es keinen Sinn mehr für mich ge¬
habt, ihn aus seine Richtigkeit zu prüfen . Ich glaube ,das kann einem passieren. Ich kann nichts dafür , daß
ich noch andere dienstliche Geschäfte habe, denen ich nach¬
gehen mußte .

Der Herr Abg . König bestätigt, daß meine Ausfüh¬
rungen richtig sind . Er macht nur einen Unterschied
bezüglich der Zeit . Notizen , wann die Ereignisse liegen ,
habe ich mir nicht gemacht , aber den Eindruck habe ich
noch , daß die kritische Erklärung der Großh . Regierung
gerade in dem Moment erfolgte , als der Herr Abg . König
seine Exegese von „unannehmbar " aussprach. Das liegt
ganz in der Natur der Sache . Daraufhin waren wir der
Meinung , daß es möglich wäre , noch jetzt mit unsereni
Anträge durchzudringen (Zwischenrufe des Abg . Hum¬
mel ) . Ich habe mit Ihnen nicht konferiert , der Herr
Abg . Neuhaus war unser Sprecher und mit ihm habe ich
konferiert . Wir haben den Eindruck gewonnen , daß die
Sache nicht verloren ist , sonst hätten wir unsere Stellung
anders eingerichtet.

Abg . Neu haus (Zentr .) : Ich habe vorhin in meinen
Ausführungen den Namen des Herrn Abg . König
nicht nennen wollen , ich hatte ihn schon auf der Zunge ,
hielt vtiti aber dann noch zurück. Der Herr Kollege
Dr . Schofer hat nun die Sache so dargestellt , wie sie
war . Vom Herrn Abg. König fiel damals das Wort ,
die Großh . Regierung hat unsere Anträge für „ unan¬
nehmbar " erklärt. Ich bin sofort in eine Kontroverse
mit dem Herrn Abg. König eingetreten und habe
meines Teils behauptet , es ist kein „ unannehmbar " ge¬
fallen . Nach dieser Kontroverse ist aber von Seiten der
Regierung keine Erklärung mehr gefallen . Sie werden
mir also doch die Loyalität nicht abstreiten wollen ,
wenn wir bereits in der Komission über die Sache ver-
schiedener Meinung waren ! Und , nachdem der Herr
Abg . König das zugegeben hat , finde ich es nicht schön ,
von dem nicht loyalen Verhalten des Abg . Neuhaus zu
sprechen . Ich kann mich irren, das ist möglich, und
daß es sich nur um ein Irrtum gehandelt haben kann,
geht doch daraus hervor, daß ich schon in der Kommission
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dem Herrn Abg . König widersprach und sagte : Das
Wort „ unannehmbar " ist seitens der Regierung nicht
gefallen . Darum ist der Vorwurf , ich hätte nicht loyal
gehandelt , unter allen Umständen tief bedauerlich .

Abg . Rebman « (natl .) : Ich gebe zu , daß es möglich
ist, daß derartige Umstände , wie sie der Herr Abg .
Or . Schofer geschildert hat , eingetreten sein können .
Aber dann hätte ich es für richtiger gehalten , wenn er
an dieser Stelle sich beschieden hätte und nicht für die
Sache eingetreten wäre . Ich kann also ruhig den
Vorwurf , den ich gegen den Herrn Abg . Or . Schofer
erhoben habe , zurücknehmen . Ich müßte ihn dann
aber gegen die anderen seiner Fraktion angehörenden
Kommissionsmitglieder erheben , die nicht in derselben
Lage sind . Es ist von keinerlei Seite irgend welche
Einwendung erhoben worden , und wir stehen hier vor
der Tatsache , daß wir hier auf dieser Seite des Hauses
in der Lage sind , den Herrn Abg . Wittemann gegen
seine eigenen Fraktionskollegen in Schutz nehmen zu
müssen .

Abg . Kolb (Soz .) : Ich habe schon vorhin festgestellt ,
daß das Wort „ unannehmbar " zweimal im Bericht
steht . Einmal auf Seite 17 , wo es heißt , daß von der
Regierung die vorgeschlagenen Korrekturen an dem
Tarif wegen des finanziellen Effekts als unannehmbar
erklärt worden sind , und dann auf Seite 40 , wo das
„unannehmbar " ausdrücklich in Anführungszeichen an¬
geführt ist , ein Beweis dafür , daß der Berichterstatter
selbst davon überzeugt war , daß das Wort unannehmbar
gefallen ist.

Aber selbst 'davon abgesehen ist doch , auch wenn
das Wort nicht wirklich gefallen wäre , die Situation
eine derartige gewesen , daß alle Mitglieder der Kommission
den Eindruck haben mußten , die Regierung steht auf dem
Standpunkt des „ unannehmbar " . Und da hat meine Frak¬
tion ihre Konsequenz daraus gezogen und sich dann auf den
Kompromißantrag mit der Regierung und den Natio¬
nalliberalen verständigt . Hätten wir den Eindruck nicht
gehabt , daß ein „ unannehmbar " vorliege , dann wären
wir selbstverständlich von dem Antrag , Einkommen bis
1300 M . steuerfrei zu lassen , nicht abgegangen und wären
auch noch weiter gegangen mit der Berücksichtigung der
Steuerstufen . Also darüber kommen wir nicht hinweg ,
daß das „ unannehmbar " gefallen ist, und daß die
Situation eine solche war , wie sie hier gekennzeichnet
worden ist. Auch das , was der Herr Abg . Or . Schofer
zuletzt ausgeführt hat , ist nicht stichhaltig . Das mag
ihn Persönlich entschuldigen , daß er nicht rechtzeitig
Einwendungen erhoben hat . Aber es sitzen doch noch mehr
Mitglieder der Zentrumsfraktion in der Budgetkom¬
mission , die genau so wie wir den Bericht rechtzeitig
bekommen haben , und ein Mann wie der Herr Abg .
Neuhaus , der sich so intensiv mit der Sache beschäftigt
hat , hätte zweifellos auf diese Stelle stoßen und dann
eine Korrektur veranlassen müssen . Daß er das nicht
getan hat , beweist , daß er entweder den Bericht nicht
gelesen hat — das kann möglich sein , ich werde ihm
daraus einen Vorwurf nicht machen , es wird hie und
da Vorkommen , daß jemand nicht alle Berichte liest — ,oder aber daß er überzeugt war , daß die Situation so
war . Jedenfalls befinden Sie lzum Zentrum ) sich in
einer Situation , die nicht geeignet ist, daß Sie nach
anderen Seiten hin Vorwürfe erheben , wie das der

Herr Abg . Neuhaus
hin getan hat .

Seite

Hei

Ministerialdirektor im Finanzministerium GeheißGöller : Wenn ich noch einmal das Wort z » ^
Sache ergreifen darf , möchte ich bemerken : Ter Z,
dreht sich eigentlich — ich will von den persönliche jjjjj
cinandersetzungen ganz absehen — darum , welche
die Regierung in der Kommission eingenommen hat >>,
welche Haltung sie heute einnimmt . Da kann ich ^
auf das Bestimmteste erklären , daß die Haltung ^
gierung in der Kommission ganz genau dieselbe ^
wie sie heute ist ( Sehr richtig ! links ) . Ich habe botnoi
geglaubt , meine Erklärung mit der allergrößten Te,g
lichkeit abgegeben zu haben : ich habe sogar den Eins»
gehabt , daß ich in der Art , wie ich mich aussprach , hjö
die alleräußerste Grenze des innerhalb einer Äommjj
sionsberatung Möglichen gegangen bin , und daß niem^
über das i >n Zweifel sein könne , was ich auszudriichn
beabsichtigte . Nun glaube ich, erledigt sich die Sache dsg
insofern : Tie Regierung hat in ihrem Standpunkt
keine Änderung vorgenommen ; sie hat in der Kommissiz,
genau dasselbe vertreten , was sie heute vertritt , genau g
demselben Umfang die Anträge für unannehmbar erktz.
Ob ich nun auch das Wort „ unannehmbar "

gebrach
habe , das kann ich heute nicht mehr sagen . Aber
übrigen kann ich doch aufs nachdrücklichste versichern , iq
ineine Erklärungen gewiß an .Deutlichkeit nichts
wünschen übrig gelassen haben .

Abg . König (natl .) : Der Herr Kollege Neuhu ,
hat vorhin zu dem großen Irrtum einen kleinen Inch
hinzugefügt , indem er sich darüber beschwerte , dchi
ihm den Vorwurf der Illoyalität gemacht habe . Ti
Gegenteil ist der Fall : Ich habe ganz ausdrücklich !,
klärt , daß ich dem Herrn Kollegen Neuhaus Loyalität ,
vollem Maße zutraue . Gerade deshalb wundere ich nt«
und ich stelle das fest (Abg . Neu haus : Ich dm
Ihnen , ■ich hatte falsch verstairden ) . Ich stelle das si
weil ich Wert darauf lege . Dieser Irrtum würde ol
tot sein .
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Abg . H u m nt k l ( fortschr . Vp .) : Wir sind im sch
Augenblicke , als in der klerikalen Presse das Triuin -
geheul über die Haltung des sogenannten „ GroßbloL
in der Kommission für die Steuergesetzgebung losbm
uns darüber klar gewesen , welchen inneren Zweck dieA
trüge des Zentrums zu dieser Frage besitzen , und «
waren deshalb auch darauf gefaßt , daß wohl in dich
Sitzung eine Auseinandersetzung derart stattfinden wii!
wie sie heute stattgefunden hat .

Ich glaube , zur Rettung der Situation war es m»
wendig , den Eindruck zu erwecken , als ob die Erklärt »
gen der Regierung nicht so geklungen hätten , wie sie i
Berichte hier zum Ausdruck gekommen sind . Ich toi
nun dem Herr Abg . N e u h a u s nicht unterschieben, !»
er etwa deshalb diesen Zwischenruf gemacht habe ; ich toi
es auf sein schlechtes Gedächtnis znrückführen . Und sei
schlechtes Gedächtnis in dieser Frage scheint mir uni«
stützt zu sein durch das schlechte Gedächtnis des Hm
Abg . Schofer . Ich glaube , wir hätten Anlaß , eb>
dem Gedächtnis des Herrn Abg . Wittemann zu trau «
weil sich gerade bei dem Streit über den Gebrauch &
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« - ktes „ unannehmbar " gezeigt hat , daß die Herren Abgg .

Auhaus und vr . Schäfer in dieser Frage wirklich mit

schlechten Gedächtnis behaftet sind . Sie haben zu

Keginn der Debatte ausdrücklich durch Zwischenrufe fest -

jiiftellen versucht, daß das Wort „unannehmbar " nicht
^ fallen sei , ich meine aber , es ist durch den

Herrn Abg . Wittemann und durch die Erklärung des
Herrn Abg . Rebmann ausdrücklich festgcstellt , daß das

Fort „ unannehmbar " wirklich gefallen ist . Es kommt

eines Erachtens übrigens gar nicht darauf an , ob es

gefallen ist oder ob es nicht gefallen ist , sondern darauf ,
ob die Zentrumsfraktion in dem Zeitpunkt , in welchem

sie hier im Plenum ihren Antrag eingebracht hat , da¬

rüber klar war , daß die Erklärungen der Großh . Regie¬

rung als „ unannehmbar " geklungen haben ; und in dem

zlugenblicke mußte sich auch der Herr Abg . vr . Schofer
darüber klar sein , denn in dem Augenblick war er von

seiner Reise von Norddeutschland zurück (Heiterkeit ) und

hatte den Bericht in Händen und konnte daraus entneh¬
men , daß es die Absicht der Großh . Regierung sei , sich
hier auf den Boden des „ Unannehmbar " zu stellen —

auch dann sich darüber klar sein , wenn er der Meinung
sein konnte , daß es damals in der Kommission nicht
gefallen war .

Und so meine ich, stehen wir ja nun vor der Si¬

tuation , daß dem Zentrum die inneren Voraussetzungen

zu seinem Antrag fehlen . Das Zentrum weiß jetzt , daß

seine Vorschläge der Regierung „ unannehmbar " sind , und

cs müßte nun , nachdem dieses innere Motiv gefallen ist ,
meine ich , logischer Weise jetzt eine Vertagung der

Sitzung beantragen und müßte zu einer neuerlichen Be¬

ratung über das Einkommensteuergesetz zusammentreten .

Abg . vr . Schofer (Zentr .) : Die Ausführungen mit

dem „ schlechten Gedächtnis "
, die der Abg . Hummel ge¬

macht hat , lassen durchklingen , als ob hier eine ent¬

sprechende Absichtlichkeit bei uns zugrunde liege . Das ist
nur eine Verschleierung von Vorwürfen , die Sie an

unsere Adresse richten (Abg . Hummel : Wie die kleri¬

kale Presse es macht !) . Sie kommen verspätet . Der Herr

Abg . König
'

hat uns bestätigt , daß wir bereits in der

Kommission über diese Dinge verschiedener Meinung
waren ; er hat weiter bestätigt und zugegeben , daß dort
die Sache nicht ausgetragcri worden ist . Und warum sind
wir dort in der Kommission verschiedener Meinung
über die Wertung der Regierungsäußerung gewesen ?

Weil die Erklärung der Regierung von uns anders auf¬
gefaßt worden worden ist als von Ihnen . Der Herr Abg .

König hat dort ausdrücklich in seiner Exegese das Wort

„unannehmbar
" gebraucht , mir haben das bestritten .

Warum hat dort nicht der Abg . Hummel von unserem

schlechten Gedächtnis geredet , warum ist er uns dort

nicht cntgegengetreten ? Wäre er uns doch dort entgegen¬

getreten , iväre er doch in der Kommission an uns heran -

getrcten init den Angriffen , die er heute gemacht hat !

(Abg . Hummel : Dort hatte ich keine Veranlassung . )
Ich nmß konstatieren , daß hier immer in dieser tenden¬

ziösen Weise von den : „schlechten Gedächtnis " uns gegen¬
über geredet wird . Er war in der Kommission anwesend ,
er hat die Angriffe dort nicht erhoben . Als ich von der

Reise zurück war und die Sache in die Hand bekommen

habe , war der Bericht fertig , ich muß erklären , daß ich
damals noch nicht in der Lage war , die Sache vollständig
durchzulesen , ich habe mich auf einzelne Punkte be¬

schränkt und kam leider nicht an diesen Punkt .

Abg . vr . Heimburger (fortschr . Vp .) : Der Herr
Abg . vr . Schofer beruft sich jetzt immer darauf , daß
der Herr Abg . König ihm bestätigt habe , daß es richtig
sei , was er gesagt habe , und ich zweifle nicht , daß das
dann auch in der Zeitung stehen wird . Wir alle kon¬
statieren hingegen , daß der .Herr Abg . König nicht die

-Richtigkeit der gesamten Auffassung des Herrn Abg .
Schofer bestätigt hat , sondern ihm nur bestätigt hat , daß
es einmal im Laufe der Verhandlung eine Zeit gab , wo
zwischen den Abgeordneten diese Meinungsverschieden¬
heiten bestanden . Der Herr Abg . König hat — und
darauf weise ich besonders hin — ausdrücklich konstatiert ,
daß am Schlüsse , als die Entscheidung fiel , eine solche
Meinungsverschiedenheit nicht mehr bestand ( Sehr rich¬
tig !) . Das ist einer der Hauptunterschiede zwischen der
Darstellung des Herrn Abg . Schofer und der Darstel¬
lung des Herrn Abg . König (Sehr richtig !) .

Abg . Hummel (fortschr . Vp .) : Ich besitze nicht die
schlechten Gewohnheiten der Zentrumspresse und erhebe
verschleierte Angriffe , wie der Herr Abg . Or .
Schofer mir hier unterschoben hat . Wenn er meine
Angriffe als etwas verspätet bezeichnet hat , so möchte ich
bemerken , daß ich damals in der Kommission keinen An¬
laß hatte , diese Angriffe zu erheben , weil das , was heute
passiert ist , damals noch nicht passiert war . Ich glaube
aber , die Legitimation zu diesen Angriffen war nach dem
Erlebnis des heutigen Tages durchaus gerechtfertigt , und
ich meine , er sollte sich nicht dagegen wehren , wenn ich
das Wort „ schlechtes Gedächtnis " gebraucht habe . Ich
will allerdings erklären , ich habe das Wort „schlechtes
Gedächtnis " aus einer etwas fast allzu großen Höflichkeit
gebraucht .

Abg . vr . Schofer (Zentr .) : Damit bestätigt der
Herr Abg . Hummel , daß meine Auffassung die
richtige ist und daß er die Angriffe allerdings machen
wollte (Lachen links ) . Ich habe in meinen Ausführ¬
ungen gesagt : Über den Zeitpunkt , wann der Moment
war , bin ich mir nicht vollständig klar ; aber es kann
nur in einem kritischen Momente gewesen sein , denn
warum hätte sonst der Herr Abg . König diese
Exegese des „ unannehmbar " gebracht und warum
hätten wir protestiert ? Es war eben ein kritischer
Moment (Widerspruch links ) . Ich sage : Ich habe mir
keine Notizen darüber gemacht , welcher Tag und welche
Stunde es war (Lachen links ), aber ich weiß ganz be¬
stimmt , daß ich von da an die Meinung hatte , bei der
Regierung sei noch etwas zu holen .

Abg . Kolb (Soz .) : Ich habe eben den mntlichen Be¬
richt über die Rede des Herrn Kollegen Wittemaun in
der letzten Sitzung gelesen , in der er mündlich Bericht
erstattet hat . Auch da befaßt er sich mit dem Zentrums -
antrage , mit dem Anträge , der sich nach der Richtung
bewegte , daß man bis zu 3000 M . eine Spannung von
100 und von 3000 bis 3900 M . eine solche von 150 M .
eintreten lassen sollte usw . , und er sagt dann wörtlich :
„ Auch dieser Antrag wurde abgelehnt aus den Gründe !?
der Regierung , die darauf hinwies , daß sich bei seiner
Annahme ein Ausfall von 300 000 M . eventuell sogar bis

zu 600 000 M . ergeben würde und daß sie ihn daher nicht
annehmen könne .

" Also überall tritt auch bei dem Herrn
Berichterstatter der gleiche Eindruck hervor , den wir alle
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zusammen auf dieser Seite des Hauses haben, und ichverstehe einfach nicht , wie man nun konstant und beharr¬lich das Gegenteil hier behaupten kann.

Präsident Rohrhurst : Die Debatte ist geschlossen,und wir kehren nun wieder zur allgemeinen Beratungdes Steuergesetzes zurück . Ich will aber noch eine Be¬
merkung machen . Der Herr Abg. W i t t e m a n n hatim Verlaufe der Debatte den Schutz des Präsidiums an¬gerufen gegen den Vorwurf , der ihm aus dem Hause ge¬macht worden ist, daß er nicht objektiv berichtet habe.Das Präsidium ist nicht in der Lage, gegen einen solckrenVorwurf dem Abgeordneten Schutz angedeihen lassen zukönnen. Das würde voraussetzen, daß das Präsidiumauch alle Verhandlungen der Kommissionen genau ver¬
folgt und in der Lage ist , zu beurteilen , ob ein solcherVorwurf berechtigt ist oder nicht . Der Vorwurf (ichmuß das ausdrücklich konstatieren) , ist von Mitgliedernder Kommission selber erhoben worden , und er ist gemachtworden aus den Reihen , denen der Herr Abg. Wittemann
angehört . Ich bedaure lebhaft , daß dem .Herrn Abgeord¬neten ein Vorwurf wegen seiner Berichterstattung ge¬
macht wurde , der auch nach meiner Auffassung ein . schwe¬rer ist . Aber er ist ja im Laufe der Debatte aus den:
Hause selbst zurückgewiesen worden , und ich glaube , der
Herr Abg . Wittemann kann sich nach dieser Richtigstellung
beruhigen . (Abg. Dr . Frank : Der Herr Abg. Süß¬kind hat den Vorwurf nicht erhoben !) . Nein , er ist nichtvon dem Herrn Abg. Süßkind gemacht worden.

In der a l l g e m e i n e n Beratung erhalten weiter
das Wort

Abg . SüsikindstSoz .) : Der Herr Abg. Wittemann
hat zugegeben, daß ich den Vorwurf der Nichtobjektivi¬tät nicht gemacht habe. Wer meine Rede genau ver¬
folgt hat , muß auch konstatieren , daß ich gerade den
Berichterstatter in Schutz genommen habe gegen die
ihm gemachten Vorwürfe , daß die Verhandlungen inder Kommission nicht wahrheitsgetreu und objektiv im
Berichte niedergelegt worden wären . Das war der Sinnmeiner Ausführungen . In der langen Geschäftsord¬
nungsdebatte sind ja alle die Vorgänge , um die es sichbei dieser Sache handelt , auch die Angriffe, die von der
Zentrumspresse gegen die sozialdemokratischen Mitgliederder Kommission erhoben worden sind wegen ihrer Hal¬tung , die sie dort eingenommen hätten und die der
sonstigen Haltung der Sozialdemokraten auf finanziellemGebiete diametral gegenüberstehen würden , schon ein¬
gehend beleuchtet. Da das schon geschehen ist . so will
ich davon Abstand nehmen , noch näher darauf einzu¬
gehen .

Wir haben uns in allererster Linie damit zu be¬
fassen : Was für Anträge sind in der Kommission gestelltworden, wieweit sind diese Anträge von der Regierung
angenommen und inwieweit haben sie eine Wirkung aufdie Ärmsten der Armen geäußert ? Da muß festgehaltenwerden, das; gerade für die Ärmsten der Armen, für die
Leute mit einem Einkommen bis 1400 M . , das neue
Steuersystem gegenüber dem heutigen Zustande Erleich¬
terungen bringt : diese Leute werden nicht etwa mehr
zu zahlen haben , als unter dem alten Steuergesetz
erhoben worden ist, im Gegensteil, bei den meisten der
Zensitcn bis zu einen: Einkommen von 1400 M . wird

aller Voraussicht nach der Zustand eintreten , ^weniger bezahlen als unter dem alten Steuergesg s!Was dann die Einkommen von 1400 bis 2000 I'anbelangt , so wird bei denen die Mehrbelastung ^ !von großer Bedeutung sein . ^ I
Der Herr Abg . Neuhaus hat heute mit Prozente,, !gearbeitet . Die Prozentrechnungen mögen manchegut sein , sie treffen aber auch manchmal den

nicht auf den Kopf. So kann es sein , daß wir re,der vorigen Wahl irgendwo 30 Stimmen erhalten haben- !jetzt erhalten wir 60, demnach haben wir um 100 Pr^zugenommen : das wäre also ein großartiger Erfolg ?Hier rechnet also der Herr Abg. Neuhaus „ri ! !Prozenten , hat dabei aber vergessen , daß man bei denindirekten Steuern , die die Herren im Reichstage ge-macht haben, nicht mit Prozenten gerechnet hat . Tnhat man bloß gesagt : Es macht einen Pfennig undzwei Pfennig aus , und man dann ausgerechnet, wieviel das im ganzen Jahre ausmacht . Dort war Jh «^die Prozentrechnung eben unangenehm , hier scheint sieIhnen etwas angenehmer zu sein . Die Zentrumsparteihat anscheinend die Absicht — das merkt ja jeder, ohnebesondere Schlauheit , ohne besondere wahltaktische Fähig ,ketten zu besitzen — , den schlechten Eindruck: den siedurch die bei der Finanzreform im Reich geschaffenenindirekten Steuern erzielt hat , nunmehr dadurch $verwischen , daß sie versucht , der Sozialdemokratie wegenihrer Stellung bei der Reform der direkten Steuern imLandtage etwas anzuhängen . Bei einem Einkommenvon 900 bis 1000 M . wurden bis jetzt 5 .28 P.Steuer bezahlt, für die Folge werden 5 .50 M.bezahlt . Es handelt sich also um eine Erhöhung von22 Pfennig jährlich. Der Arbeiter muß heute !|
für ein Paket Feuerzeug infolge Ihrer (zumZentrum ) Steuerreform im Reich mehr bezahlen, als die
ganze Einkommenstenererhohung im Jahr für denMann ausmacht (Abg . Vr . Frank : Sehr richtig !) . Auw
diejenigen Leute, deren Steuerbeträge Sie um 2 bis3 M . ermäßigen wollen, haben durch Ihr Steuersystemim Reich jährlich allein für Feuerzeug mehr zu be-
zahlen , als der Betrag ausmacht , den sie an direkterSteuer weniger entrichten sollen . Wir stehen auf dem
Standpunkt : Wenn man die indirekten Steuern be¬kämpft, so muß mau für die direkten Steuern eintretenWir stehen auf dem Standpunkt , daß der Staat Geldhaben muß , um seine Aufgaben in geordneter Weiseauszuführen . Wir wissen aber auch , daß, wenn derStaat sich Gelder verschafft , diese eben auch dazu dienen,um die Löhne der Arbeiter und die Gehälter der kleinenBeamten anszubezahlen . Wir waren uns darüber klar,daß eine Steuererhöhung eintreten mußte , denn es istunbedingt notwendig, die Mittel - zu beschaffen , welchedurch die Erhöhung der Gehälter und die Erhöhungder Pensionen erforderlich sind , und für das geeignetsteMittel dazu hielten wir die Erhöhung der direkten

Einkommensteuer. Deswegen haben wir auch gegen dieErhöhung der Biersteuer gestimmt . - . Die Erhöhung derBiersteuer , die Sie hier im Landtage mit durchgesetzthaben , macht für jeden Arbeiter , für jeden Ein¬zelnen in der Familie mehr aus als die paarMark, um die Sie hier die direkten Steuersätzefür Einkommen bis zu 3000 M . ermäßigen wollen .Sie haben die Ablehnung der Bierffteuer in der Handgehabt, Sie haben es aber nicht getan . Deswegenmüssen Sie sich auch gefallen lassen , daß man die Artund Weise Ihres Kampfes etwas genauer unter die

sre

Are



8°B I*
vergeh
?ooo
>Ng Nijj

^ozente ,

n Nagri
wir bei

1 hoben-
00 Proz

'

Erfolg?
us mit
bei den
tage ge-
at- To
>lg und
>et, wie
- Ihnen
leint sie
lspartei
:r, ohne
^Fähig.
den s,e

'offenen
-rch zn

wegen
lern im
ommen
28 M.
0 K
ug von

heute
izum

als die
r den
• Aucb
2 bi;

'system
M be>
irekter
f dem
ui be
treten

Geld
Weise

n der
ienen .
leinen
' klar ,
es ist
reiche
ihung
netste
cekten
n die
g der
lesetzt
Ein-
paar
rsätze
ollen .
Hand
»egen

Art
die

e,upe nimmt , daß man Ihnen zeigt , worauf Ihre ganzen
.- nttSge berechnet sind . Sie behaupten : Die Regierung

„jemals gesagt , die Anträge seien unannehmbar ,

der , der es ernst mit seiner Stellung in der Kommission

Wommen hat , mußte sich aber sagen : Die Regierung

nimmt sie nicht an . Und sie hat sie auch nicht ange-
nommen. Zum Schlüsse , das muß auch festgehalten

Krden , haben Sie übrigens für das Gesetz gestimmt .

Venn Ihnen , das , Gesetz so unannehmbar wäre , wie es

durch Ihre heutigen Anträge nach außen erscheinen

M,
'

denn ernst ist es Ihnen mit diesen Anträgen nicht ,
Ae verfolgen damit lediglich agitatorische Zwecke . . .

Mr Präsident rügt diese Äusdrucksweise ) . Ich habe
Ssese Ausführungen nur gemacht , um Ihnen den Gegen -

Wtz vor Augen zu führen , den Sie einnehmen, , wenn
Ae die Majorität haben wie im Reichstag , und wenn
Jie in die Minderheit versetzt sind wie im Landtag ,

Wo Sie Ihren , verlorenen Einfluß auf Ihre Wähler
zurückgewinnen und Ihr Prestige steigern wollen durch —

venu ich in einer Volksversammlung wäre , würde ich
sogen demagogische Mittel, aber hier sage ich es nicht
Keiterkeit ). .

' Der ' Steuersatz beträgt nach den Kommissionsvor¬
schlägen für die Steuerstufe 900 — 1000 M . künftig
5 .50 M. , von 1000—1100 M . 8 M ., von 1100 — 1200 M.
jv .50 M ., von 1200 — 1400 M . 13 M ., was eine geringe
Erhöhung gegenüber früher bedeutet . Die Regierungs¬
vorlage hat von einem Einkommen von 1200 M . an

Im Gegensatz zum Zentrumsantrag die bisherige Stei¬

gerung von 100 zu 100 M . verlassen und eine Steigerung
von 200 M . . eingeführt . Das ist meines Erachtens im
Interesse der Arbeiter und kleinen Geschäftsleute ganz
vorzüglich , da es ja nicht angenehm ist , wenn man
wegen 100 M . Mehrverdienst jedes Jahr auf das
Steueramt muß . Wenn ein Arbeiter wegen 100 M .
Mehrverdienst vorgeladen wird und versäumt dadurch
einen halben Arbeitstag , dann hat er mehr verloren ,
als der Mehrbetrag der Steuer ausmacht . Wo ist da
'
Ihr gutes Herz , Ihr warmes Empfinden für arme
Leute ? Und wenn man auf das Land hinausgeht ,
kann man einen Landmann nicht mehr ärgern , als
wenn " er zum Steuerkommissär muß ; er zahlt lieber
3 M . mehr Steuer , als daß er niit diesen Herren , die
nicht- in gutem Ansehen bei ihm stehen , überhaupt in
Berührung kommt . Damit haben Sie vielleicht nach
außen hin versucht , eine Wirkung zu erzielen . Wenn
man aber die Sache . genau untersucht , werden Sie auch
dort finden , daß Sie nicht das Richtige getroffen haben .

- /Im Bericht . ist auch von einer Skala die Rede , die
wir vorgeschlagen hatten . Wir hatten vorgesehen — unsere
Anträge waren mindestens so weitgehend wie die An¬
träge der Zentrumspartei — , bei den Einkommen bis zu
2000 Mark den jetzigen Steuersatz zu -belassen , von
2ßöu bis 3000 Mark eine Steigerung eintreten zu
lassen,

'
ebenso von 3000 bis 2000 M . , und von 2000 M .

an wollten - wir eine allgemeine Steigerung um 2 Proz .
«intreten lassen . Die finanzielle Wirkung wäre gewesen ,
daß - durch Belastung des alten Satzes bis zu den Ein¬
kommen von 2600 Mark der Staatskasse gegenüber dem
Regierungsvorschlag 600 000 M . entgangen wären ,
durch die Erhöhung des Satzes für die Einkommen von
5000 M . an wäre dagegen ein Betrag von 222 000 M .
mehr eingegangen , sodaß der Ausfall nur 4 .5 000 M .
betragen hätte . Die Regierung hat aber erklärt : Dieser
Antrag ist für uns annehmbar , wir sind unter keinen
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Umständen bereit , die höhere Kapitalien noch weiter zu
belasten . Da war auch die Sozialdemokratie genötigt ,
den Regierungsvorschlag anzunehmen , was ihr erleichtert
wurde , da künftig bekanntlich durch den Abzug der
Beiträge für die sozialen Versicherungen eine Erleich¬
terung . eintritt und außerdem auch künftig , was schon
das frühere Gesetz vorgesehen hatten , die Beträge , die
für . die Fahrt vom Wohnort bis zur Arbeitsstelle
aufzuwenden sind , zum Abzug gebracht werden können .
Dadurch werden die Arbeiter um eine Steuerstufe
heruntergesetzt werden und ein großer Teil der Ein »
kommen bis zu 1000 M . werden hierdurch unter 900 M .
herunterkommen , sodaß von diesen für die Folge gar
keine Steuer mehr zu entrichten sein wird . Das sind
Vorteile , die wir unbedingt ins Auge fassen mußten
und die uns zu einer anderen Stellung bewogen .

Wir haben uns aber auch vor Augen halten müssen ,
daß die Zweite Kammer in den Steuergesetzen nicht
mehr allein maßgebend ist . Heute hat hinsichtlich der
Steuergesetze die Erste Kammer die gleichen Rechte wie
die Zweite Kammer . Gerade die Zentrumspartei war
es , die das Steuerprivilegium der Zweiten Kammer
der Ersten Kammer bei Gelegenheit der Verfassungs -
refürm vor 6 Jahren sehr leichten Herzens preisgegeben
hat . Sie hätte auch noch mehr preisgegeben zu jener
Zeit , bloß um das allgemeine direkte Wahlrecht zu er -

- halten . Heute haben wir bei Festsetzung unserer Steuern
damit zu rechnen , wie sich die Erste Kammer dazu stellt ,
ob sie bereit ist, ein derartiges Gesetz , wie vom Zentrum
vorgeschlagen , anzunehmen . Ich glaube , nach den Pri¬
vilegien , die insbesondere infolge der Stellungnahme der
Zentrumspartei vor 6 Jahren der Ersten Kammer einge¬
räumt worden sind , wird es schwer fallen , die Steuern
so auszubauen , wie wir es eigentlich im Sinne hätten .
Denn uns wäre selbstverständlich nichts daran gelegen ,
die höheren Einkommen noch mehr zu belasten . Wir

- haben also wie gesagt mit den gegebenen Verhältnissen
gerechnet . Und daß auch die Zentrumspartei mit den
gegebenen Verhältnissen gerechnet hat , kann man dar¬
aus schließen , daß sie ja zum Schlüsse dem Gesetzent¬
wurf zugestimmt hat , und zwar , nachdem die Abstim¬
mung

'
ausgesetzt , ihr also Gelegenheit gegeben war , vor -

her ihre Stellung in der Fraktion zu beraten . Es ist
daher »kein Grund vorhanden , nunmehr nach außen hin
den Anschein zu erwecken , als wenn man ganz beson¬
ders die Interessen der kleinen und mittleren Leute
hätte vertreten wollen .

So ähnlich ist es auch mit dem Antrag bei Artikel 21 a ,
die Ermäßigung um vier Steuerstufen anstatt um zwei

. eintreten zu lassen . Für .diesen Antrag wären wir auch
zu haben , er ist uns sehr sympathisch , denn auch wir
haben das Gefühl , daß in Notfällen eine Herabsetzung
nicht nur um zwei Stufen sondern um vier Stufen gerecht¬
fertigt sein kann . Wenn aber die Regierung erklärt ,
sie nimmt das absolut nicht an , dann berücksichtigen
toir die gegebenen Verhältnisse und sagen uns : Es sind

-Verbesserungen im Gesetz insbesondere für die ärmeren ,
für die unteren Schichten der Bevölkerung gegenüber
den früheren Bestimmungen eingetreten , und wir dürfen
andererieus . da eine Steuererhöhung , ein Mehrertrag
von 2 ,ü Millionen notwendig ist , nicht alles auf eine
Klasse laden . Die Sozialdemokratie ist noch niemals
auf - dem Standpunkt gestanden , weder im Staat noch
in den Kommunen , daß sie gegenüber den direkten
Steuern eine ablehnende Haltung eingenommen hat ,
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sondern wir sind zu allen Zeiten für die Ausgestaltungunserer direkten Steuern und im Gegensatz zum Zentrumfür eine möglichste Abschaffung der indirekten ein¬
getreten.

Ich möchte nicht verfehlen, noch auf eine weitere Ver¬
besserung aufmerksam zu machen , die im Gesetz getroffenist. Während die Steuernachträge bis jetzt immer aufeinmal bezahlt werden mußten , ist in dem neuen Steuer¬
gesetz vorgesehen, daß sie ähnlich wie die eigentlichenSteuern in Terminen bezahlt werden können . Damit
ist ein großer Mißstand abgeschafft worden, und das
witckt namentlich wohltuend für die Arbeiter, die häufig,wenn sie einen Steuernachtrag auf einmal zahlenmußten , von ihrem Zahltag nichts mehr übrig behaltenhaben . Nach der Richtung ist also heute jedenfalls eine
Verbesserung getroffen.

Wir hatten ferner den Antrag gestellt , vor allen
Dingen die Einkommen bis zu 1200 M . von der Steuer
freizulassen. Dieser Antrag ist in der Kommission mit
Hilfe des Zentrums abgelehnt worden, er ist gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten , gefallen. Auf der einenSeite wünschen Sie (zum Zentrum ), daß die Kleinen
nicht so belastet werden, wenn man Ihnen aber einen
Praktischen Vorschlag macht, die Ärmsten der Armen von
jeder Steuer auszunehmen , so stimmen Sie gegen, einen
derartigen Antrag .

Wir haben auch den Antrag gestellt , daß auch die
ZivMste des Großherzogs sowie die Bezüge, welche den
Mitgliedern des Großherzoglichen Hauses nach dem
Apanagengesetz zufließen, steuerlich belastet werden sollen ,und zwar sind wir dabei von dem Gedankerr ausge¬
gangen , daß es angebracht wäre , nachdem durch die
Finanzreform alles -, mögliche belastet worden ist , daß
auch für diese Bezüge Steuer bezahlt werde. Auch
dieser Antrag ist nicht angenommen worden . Da wir
nun wissen , daß wir mit unseren Wünschen nicht aufeinmal durchkommen können, und auch für die arbeitende
Klasse, für die Einkommen bis zu 2000 M ., das Menschen-
möglichste erreicht worden ist , was zu erreichen war, ,haben wir uns veranlaßt gesehen , diesem Kompromiß-
Vorschlag der Regierung unsere Zustimmung zu erteilen.
Unsere Fraktion wird für das Gesetz , wie es aus der
Kommission herausgekommen ist , stimmen. sBeifall bei
den Sozialdemokraten ) .

Abg. König (natl .) : Wir werden für . die Gesetzes¬
vorlage in der dnrch die Kommission abgeänderten Form .
stimmen . Ten vom Zentrum gestellten Antrag werden
wir ablehnen.

Das Gesetz kennzeichnet sich zunächst als Steuer -
r e f o r m und bringt in dieser Hinsicht eine Reihe von
Neuerungen , die den aus früheren Landtagen schon ge¬
äußerten Wünschen entsprechen , und die im großen uird
ganzen als ein Fortschritt und als eine Verbesserung an-
zusehen sind . Das Gesetz führt ja nicht sogleich, wenn es
angenommen ist , zu einer sofortigen Erhöhung der
Steuer , diese wird erst später durch Gesetz bestimmt
werden , indem die Normalsätze, die in diesem Gesetze
niedergelegt, sind, zu 100 Proz . oder zu mehr oder weniger
erhoben werden. Allein das mutz hier ganz deutlich aus¬
gesprochen .werden, wir haben damit zu rechnen , daß die
volle » Sätze zur Erhebung kommen, und es ist ja auch
ei» Zweck dieses Gesetzes , die Mehreinnahmen

zu schaffen, deren der Staat bedarf . Dieser Mehrertragist zu ca . 2 Millionen Mark angeschlagen, und das istnicht eine Mehreinnahme , die wir jetzt eben schaffen,wir das Gesetz gerade ändern , sondern wir sind gezwun.gen , diese Mehreinnahme zu beschaffen zur Deckung des.fen , was innerhalb des Staatshaushalts notwendig istEs war auch nicht sehr leicht , diese Mehreinnahme von 2Millionen aus dem Einkommen der Bevölkerung
auszubringen , die badische Einkommensteuer ist Mh-
so reichlich, die Erträge , die daraus fließen, sind gar nichtso sehr groß , und ich war erstaunt über die relativeMäßigkeit des Betrages . Nach dem bisherigen Steuer¬
gesetz sind 17 ]/ j Millionen Mark aus der Einkommen¬
steuer herausgekommen, und wenn das Gesetz so , wie es
vorgeschlagen ist, angenommen wird und die vollen Sähezur Erhebung kommen , so tritt eine Aufbesserung um ca-,2 Millionen M . ein. Dabei sind wir gezwungen, Mdieses Mehr von 2 Millionen herauszubringen , die
Steuersätze ganz bedeutend in die Höhe zu setzen , im gro¬ßen und ganzen, wie die Regierungsvorlage ausrech¬net, um 12,9 Proz . , also beinahe um 13 Proz .

Da ist es nun sehr schwer, die Wünsche , die von sozia¬len Gesichtspunkten aus geltend gemacht werden, zu be-
rücksichtigen . An sich ist ja jeder, jeder verständige Mann
wenigstens, gern geneigt, den Kleinen zu schützen und ihmda, wo es notwendig und möglich ist , entgegenzukommen ,allein , was man auf der einen Seite entlastet , das mußman aus der anderen Seite aufladen , und solche trag¬
fähige Schultern , auf die wir das abladen können, sind,in Baden nur in ganz bescheidenem Umfange vorhanden .Wir müssen deshalb in der A u s g e st a I t u n g d e s
Tarifs namentlich mit der Besteuerung des höherenEinkommens ganz außerordentlich vorsichtig sein ; es
handelt sich für uns nicht allein darum , einen Tarif zufinden, den wir bei den Steuern der Kleinen für recht
halten , sondern auch einen solchen, den wir bei der Be¬
steuerung der großen Einkommen für recht und aussühr - .bar halten . Wir müssen in dieser Hinsicht immer aus.
dasjenige Rücksicht nehmen, was in pen Nachbarländern
geschieht, und müssen jedenfalls da die Grenze ziehen, wowir über dasjenige hinausgehen würden , was in den Nach - ,barländern an Steuern bei höheren Einkommen erhobenwird . In dieser Hinsicht ist die Regierungsvorlage nachmeinem Dafürhalten bereits , an die Grenze des Mög¬
lichen gegangen . Die Kommission konnte sich nicht ent¬
schließen , deren Sätze noch hinaufznsetzen, und zwar aus
sehr guten Gründen . Wenn. Sie in der vergleichenden
Darstellung , welche dem Druckbericht beigegeben ist , Nach¬
sehen, wie gerade bei der Besteuerung der gro¬ßen Einkommen Baden gegenüber den anderen
Staaten sich verhält , so finden Sie , daß wir im großen ,und ganzen an der Spitze marschieren. Wir werden beider Besteuerung der Einkommen von. 20 000 M ., wo nach ,der Vorlage 3,78 Proz . erhoben werden sollen , nur von
Württemberg übertroffen , das 4,13 Proz . erhebt, und bei
der Besteuerung eines Einkommens von 30 000 M . sollen
nach der Regierungsvorlage 4,17 Proz . erhoben werden,während Württeinberg 4,20 Proz . erhebt, alle anderen
Staaten aber weniger . Für die Besteuerung der Ein¬
kommen von 80000 M . und mehr haben wir überhauptdie höchsten Sätze, und bei Einkommen von 100000 M.an kommt nur Württemberg über einen Steuersatz von.5 Proz . hinaus . Im großen und ganzen kann man also
sagen , wir bewegen uns bei der Besteuerung der höherenEinkommen auf der oberen Linie der Steuergrenze . Und
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jp, haben wir doch vor allem darauf Rücksicht zu neh
n daß Baden nicht zu einer Insel gemacht wird , auf

* '
ö ie höchsten Steuersätze sind , welche die großen

Erzähler von dieser Insel fernhalten . Darin liegt

> Aefahr ! Man kann bei der Festhaltung dieser

kjeuersäße sein Wohlwollen gegen die Kleinen beweisen ,
ln muß aber auch zeigen , daß man die größeren

Erzähler notwendig hat . Aus diesem Grunde war
^

N>twendig , über die allgemeine Höchstgrenze nicht

^gufzugehen . Unser Land ist klein und von eigentüm

ap territorialer Gestaltung . Wir wissen , daß Jndu
Ue und Handel hauptsächlich in Städten vertreten sind ,

^ sast alle an oder nahe der Grenze liegen : Mannheim ,
Siklsruhe , Pforzheim , Freiburg , Lörrach , Singen , Kon -

jun) . Und wenn Sie nun die hohen Einkommen un -

^ßig besteuern , weit über die Sätze der Nachbarstaaten

^aus , dann zieht sich die Industrie eben über die nahe

zienze hinaus und Sie vermindern jedenfalls den Zuzug

Mrer Industrie nach Baden . Sie können wohl scharfe

^ ersähe ausarbeiten , aber der Ertrag geht zurück statt

Marts . Das ist der Hauptgesichtspunkt , der bei der

jjjen Sache in Betracht kommt (Sehr richtig ! links ) .

Leiter will ich auf etwas Hinweisen , was ja von allen

Mn anerkannt aber nicht immer hinreichend beachtet

nrd . Bei uns in Baden sind die Leute mit großen Ein -

Ämmen . die reichen Leute , nicht sehr zahlreich vertreten .
Überschätzen Sie nicht die Steuer , die durch Progression
goit diesen hohen Einkommen hereinzubringen wäre !

Ach der Regierungsvorlage würde '
beispielsweise eine

zehnprozentigc Steuererhöhung auf Einkommen von über
NM M . im ganzen 700 000 M . einbringen ; das ist ein
« hältnismäßig bescheidener Betrag . Die Verteilung
« Vermögensverhältnisse liegt vielmehr so , daß
eben die außerordentlich überwiegende Zahl der Steuer -

Mer in den unteren Klassen ist . Daher drückt sich die
gllerbescheidcnste Ermäßigung von Steuersätzen für den
Mat in sehr hohen Ziffern aus . Beispielsweise brächte
me Ermäßigung bei den vier unteren Stufen (von 900
bis 1400 M .) um je 50 Pf . dem Staat , wie die Regierung
ausgerechnet hat , einen Ausfall von etwa 110 000 M .
he Ermäßigung , die wir für Einkommen bis zu 3000 M .
in besonderen Fällen , wo Untcrhaltungspflichten usw . in
ietracht kommen , haben eintreten lassen , macht schon
inen Ausfall von 150 bis 200 000 M . aus . Das sind ganz
iedeutende Summen , und der einzelne Steuerzahler ist
todj nur um geringe Beträge erleichtert . Angesichts des-
M muß ich hier die rein praktische Frage aufwerfen :
Las macht denn das für den einzelnen Steuerzahler
wirklich aus , was schafft ihm das für eine nennenswerte
Erleichterung in seinem ganzen Dasein , wenn er nun
A Pf . oder 1 M . oder auch 3 M . Steuer weniger im Jahr
kzahlt? Dagegen sind die vielen Hunderttausende , die
tot Staat auf diese Weise entgehen , ganz namhafte Be¬
träge , und der Staat ist nicht in der Lage , sie anderweitig
zu bekommen , denn durch noch höhere Besteuerung der
Acren Einkommen würden wir steuertechnisch einen gro¬
ßen Fehler machen . Wir müssen diese Dinge eben an -
iehen , wie sie angesehen werden müssen .

Wenn der Herr Abg . N e u h a u s in seinen Ausfüh¬
rungen vorhin ausgeführt hat , man habe den Arbeiter
»usgebessert, man habe den kleinen Beamten aufgebessert ,
und nun solle man diesen Leuten nicht mit der einen
Hand nehmen , was man ihnen mit der anderen Hand ge¬
neben habe , so ist das doch eine Zusammenstellung gar

nicht zusammenpassender Dinge . Es handelt sich hier um
eine Erhöhung von Steuern um ganz geringe Beträge ,
um ganz kleine Bruchteile von demjenigen , was dieserH
Arbeitern , diesen Beamten früher gegeben worden ist ;
und diese müffen ihre Steuer ganz genau so bezahlen tvie
die Leute , welche im Privatleben ein kleines Einkommen
haben . Man sollte hierein nicht Verwirrung bringen !
Jeder muß nach Maßgabe seines Könnens an dem tragen ,
was der Staat braucht . Besonderen Fällen haben wir
soziale Rechnung getragen durch Berücksichtigung in ge¬
wissen Fällen , wie z. B . durch Gestattung von Abzügen
für Witwen -, Waisen - und für Krankenversicherungsbei¬
träge und dergleichen . Wir haben das getan , weiter zu
gehen war nicht möglich . Glauben Sie nicht , daß wir
gerne weitergegangen wären ? Wir hätten schon aus
Wohlwollen für diese kleinen Leute gern geringere Steuer¬
sätze gegeben . Was nützt uns aber Wohlwollen , wenn
wir das Geld dazu nicht haben ? Diese Art des Wohlwol¬
lens kenne ich ! Wir müssen uns fragen : Wollen wir ein
Geschenk dem einen machen , sind wir dazu in der Lage
und können wir die Verantwortung dafür übernehmen ,
dafür die höheren Einkommen so stark zu besteuern , daß
die Steuern bei uns weit hinaus gehen über alles , was
außerhalb Badens gilt ? Die Antwort hierauf kann nur
lauten : Dadurch schädigen wir die badische Industrie ,
den badischen Handel . Wer das aber nicht will , der kann
und muß den Zentrumsantrag ablehnen .

Der Herr Abg . N e u h a u s hat dann weiter noch aus¬
geführt , daß die Einkommensteuer weit über 2 Millionen
hinaus erhöht werde . Seine diesbezüglichen Aus -
führungen sind ja dann durch die Ausführungen des
Herrn Vertreters des Finanzministeriums richtig gestellt
worden , welcher den Betrag von 2,6 Millionen , der im
Staatsbudget steht , erklärt hat . Der Herr Abg . Neu -
haus hat sodann (ich möchte beinahe sagen , in einem ge¬
wissen politischen Übergang ) angeführt , daß wir , wenn
wir die Einkommensteuer hier erhöhten , weiter gar nichts
tun würden , als eine Art Eisenbahnsteuer einführen ,
Ich will mich auf Eisenbahnangelegenheiten hier nicht
einlassen , wir werden uns ja darüber noch gründlich zu
unterhalten haben , wir wissen , daß die Eisenbahnfrago
nach der finanziellen die ernsteste Frage ist . Aber alles ,
was der Herr Abg . Neuhaus über sie hat ausführen
wollen , geht von vornherein fehl , weil er einen funda¬
mentalen Irrtum hier hat unterlaufen lassen . Das Ge¬
setz , das wir hier jetzt schaffen wollen , führt ja nicht eine
Steuer ein , die wir jetzt bezahlen müssen , sondern das
Gesetz setzt nur die Steuersätze fest . Später wird das
Finanzgesetz je nach dem Bedarf den Prozentsatz der
Steuer festsetzen . Also , die Gesichtspunkte , die er in Be¬
tracht gezogen hat , müssen aus diesem Grunde schon
völlig ausscheiden .

Er hat auch — ich bedauere , daß er als Indu¬
strieller so gesprochen hat — bei der Erörterung
der Belastung der Kleinen den Vorschlag gemacht ,
auch die größeren Steuerzahler entsprechend mehr
zu belasten ; er hat gesagt , was den Kleinen recht sei , sei
den Großen billig , und hat der prozentualen Mehrbela¬
stung der Kleinen die prozentuale Mehrbelastung der
Großen gegenüber gestellt . Es hat bereits der Herr Abg .
S ü ß k i n d — ich freue mich , daß gerade der Herr Abg .
Süßkind als Vertreter der Sozialdemokratie es war —
hervorgehoben : Wenn ich zehn Mark Steuer zahle und
die Steuer wird um 10 Prozent erhöht , so zahle ich elf
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Mark , wenn ich aber 1000 M . zahle dann zahle ich 100 M .
mehr. Die prozentual gleichen Beträge wirken in einer
höheren Stufe ganz anders und haben ganz andere Fol¬
gen als in den niederen . Man muß auch auf die abso¬luten Beträge sehen . Ich bedauere, daß der Herr Abg.
Neuhaus das gesagt hat und daß infolgedessen Leute , die
die Sache nicht kennen, zu dem Schluß kommen, zu sagen :
Da hat . man wieder ein Gesetz , nach dem Grundsatz ge¬
macht, die Kleinen müssen bezahlen .und die .Großen läßt
man laufen . Wenn die Leute aber die Summen , die zu
bezahlen sind, sehen würden , würden sie anders , denken ,und diese Summen hätte . Herr NeuhauS ihnen nennen
sollen , oder er hätte besser getan , sein ganzes Argument ,da . es ein irreführendes , ein unbegründetes ist, beiseite
zu lassen. Der Steuersatz wird . bei einem Einkommen
von 100000 M . z. B . auf 5 Prozent erhöht . Bisher
hat der Höchstsatz 4,62 Prozent betragen und er ist ein¬
getreten erst bei einem Einkommen von 200 000 M . an .
Es muß ohne weiteres zugegeben werden , daß diese
Steigerung eine bedeutende , ist, die allerdings wenigerin der prozentualen Steigerung zu sehen ist als ini effek¬
tiven Betrage , und daß Handel und Industrie vor allem
diejenigen sein werden , welche diese Mehrbeträge zu
zahlen haben .

Wir haben uns entschlossen, dem Gesetze , das diese
Mehrbelastung vorsieht , zuzustimmen , trotzdem wir die
Bestrebungen gerade der Industriellen kennen, die
dahin gehen , daß man die Sätze nicht hinaussetzen solle,sondern bei den bisherigen Sätzen bleiben , solle . Wir
haben die Wünsche dieser Industriellen nicht berücksich¬
tigen können. Wir haben der Hinaufsetzung einfach deshalb
zugestimmt , weil wir uns gesagt haben : Es besteht keine
andere Möglichkeit , das notwendige Geld zu beschaffen.Wir haben es ungern getan , und es mag sein, daß wir
damit nicht die Zufriedenheit der Industriellen finden
werden . Allein wir rechnen darauf , daß in diesen Krei¬
sen doch die notwendige Einsicht in die Verhältnisse be¬
steht, daß sie mit uns einsehen werden , daß wir hier vor
einer Notwendigkeit gestanden haben, die eine andere
Lösung der Frage nicht zugelassen hat . Dabei will ich
durchaus nicht verkennen und an dieser Stelle ganz aus¬
drücklich hervorheben , daß die Industrie und namentlichdie Großindustrie in Deutschland , im Reiche und in den
Einzelstaaten , fortgesetzt mit ganz schweren Belastungen
belegt wird , daß tatsächlich ein gewisser agrarischer
Grundzug durch unsere Gesetzgebung geht , dahin , daß
die agrarischen Interessen eine sehr starke Bevorzugung
gegenüber den Interessen der Industrie finden . Das will
ich ganz ausdrücklich zugeben , und ich will mich ganz aus¬
drücklich in diesem Zusammenhänge der Beschwerden an¬
nehmen , die seitens der Industriellen hervorgehoben wer¬
den, wenn sie sich darüber beschweren, daß die Grund¬
stücke , auf denen ihre Fabriken stehen, viel zu hoch zu den
Steuern herangezogen werden, , wenn sie sich darüber be¬
schweren, daß Abschreibungen in viel zu geringem Be¬
trage bei der Steuer berücksichtigt werden . Die dahin¬
gehenden Wünsche sollte man berücksichtigen . Ich erachte
es nicht bloß für recht , sondern auch für klug , wenn man
diese großen Steuerzahler , denen man zu den bisherigen
Lasten wieder große Lasten hinzufügt , wenigstens zu¬
frieden hält durch gute Behandlung , und daß man diese
Leute nicht vexatorisch behandelt mit anderen Dingen ;
wenn man ihnen entgegen kommen kann, so sollte man
es tun , um sie zufrieden zu stellen.

Berechtigte Beschwerden bestehen auch darin,Fabriken z. B . gezwungen sind, Vermögenssteuer >bezahlen aus Beträgen , die sie für Wohlfahrtsein^!
tungen ausscheiden . Beschwerden bestehen nach mepAnsicht mit Recht weiter insofern , als Aktiengesellsch ^einen Gewinn , den sie an die Aktionäre verteilen , fts ?der Zeit , wo er verteilt wird , als Vermögen versteh -
sollen . Man sollte doch nicht von so außerordentlich^ '
schiedenen Seiten an diese Steuerquellen herantret» ■
sondern man sollte sie wenigstens in dieser oder in -
Hinsicht etwas in Ruhe lassen . Eine andere Beschwert ,die auch schon erwähnt worden ist, betrifft ^Schuldenabzug bei der Gemeindebesteuerung . Mit
haben wir es jetzt nicht zu tun , ich will deshalb die
hier nur erwähnen mit dem Wunsche, daß bei der Rchsion der Gemeindeordnung in dieser Hinsicht entgegen^kommen wird .

. Und nun machen wir eine Steuerreform . Der
Finanzminister wird mich ohne weiteres verstehen, wen,ich sage : Jede Steuerreform ist eine SteuererhöhûWir werden , mögen wir das Gesetz machen, wie es d»Regierung oder wie es die Kommission vorschlägt, ofo
mögen wir es irgendwie anders machen, immer toenijZufriedene und viele Unzufriedene finden ; Steuerzahls,ist nicht angenehm . Deswegen ist das Steuergesetznuchi,
beinahe noch unangenehmer oder mindestens ebenso
angenehm wie das Steuerbezahlen . Wir haben uns btt.
ser Pflicht unterzogen ; wir haben nach gutem Wisset
und Gewissen getan , was wir für recht hielten , und wi,
hoffen , daß man draußen , im Lande , auch wenn man mit
dem, was wir getan haben, nicht in allen Teilen einbet.
standen ist, der Einsicht sich nicht verschließt, daß eben
heute , wo so große Anforderungen an den Staat gestL
werden , wo so vieles von ihm verlangt wird , der Bürge
auch einsehen mutz, daß er nach seinen Kräften beizr>
tragen hat , um den Bedarf für den Staatshaushalt atz
Zubringen. (Beifall bei den Nationalliberalen . )
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Abg . Vogel - Mannheim (fortschr . Vp .) : Es wird va
meiner Fraktion sehr bedauert , daß wir in Anbetrachtde
Verhältnisse nicht in der Lage sind, die Abänderung ;
an träge , welche die Kleineren noch etwas mehr etil
lasten sollen , zu unterstützen oder derartige Antrag
selbst einzubringen , da wir das Gesetz von dem Stand
Punkte aus betrachten, von dem aus es die Regierung
eingebracht hat , daß nämlich die finanzielle Lage unferei
Landes es als unbedingte Notwendigkeit erfordert, dtz
aus der Einkommensteuer eine Erhöhung der Einnahme
gebracht werden muß , und daß die Regierung M
änderungen des Gesetzes, welche ganz bedeutende Minim-
einnahmen gebracht hätten — wie ja heute die Ge
schäftsordnungsdebatte nach allen Seiten gezeigt hat -
ein entschiedenes „ unannehmbar " entgegengesetzt hätte
Ich will nicht darauf zurückkommen, zu welcher Aii
das „ unannehmbar " so entschieden gefallen ist. Das ctitt
aber ist klar, daß gerade das „ unannehmbar " der Ae
gierung im Einvernehmen mit den Sozialdemokrat ««
meinen Antrag gezeitigt hat , der auch im Berichte des Hem
Berichterstatters erwähnt ist, wenigstens die vier unterst«
Steuerstufen ohne jede Erhöhung , also zu dem alte«
Satze , in den Steuertarif einzureihen . Auch dies«
Antrag wurde von der Regierung als „ unannehmbar'
bezeichnet. Dadurch war nun die Situation eine sM
geworden , daß ich es für notwendig hielt , mich mit
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Minen Nachbarn zur Rechten und zur Linken ins Ein -

Mnshnien zu setzen und dann den Antrag zu stellen ,
dieSitzung auf einige Minuten zu vertagen , damit die ein -

ztlnen Fraktionen noch einmal sich besprechen könnten , und

dos Resultat der Aussprache in den Fraktionen , soweit sie
heute dem . Gesetze ihre Zustimmung geben , war die Er -
.ftnntms der Zwangslage , entweder das ganze Gesetz zum

oder die Vorschläge, welche die Regierungals ihre äußersten
bezeichnet hat , anzunehmen . Wir waren auch der An¬
sicht, daß durch das Entgegenkommen der Großh .
Regierung gerade diejenigen Steuerzahler , die am
schwersten die Steuer aufbringen können , gegenüber dem
bisherigen Steuergesetze nochbevorzugt sind . Es wurden , wie
schon erwähnt worden ist , diese mehr sozialen Begünsti¬
gungen mit Rücksicht darauf eingeführt, . daß die indi¬
viduelle Leistungsfähigkeit gewisse Ausnahmen erfordere ,
daß . auch diejenigen berücksichtigt werden sollten , welche
«ne größere Kinderzahl hätten , und , wenn die Ver -
hgstnisse dazu angetan seien , um eine oder zwei Steuer¬
stufen zurückgestellt werden könnten . Ein derartiges
Entgegenkommen ist gerade für diejenigen vorteilhaft ,
denen das Steuerzahlen am schwersten fällt , das sind
die Leute , die für eine größere Anzahl Kinder den
notwendigen Lebensunterhalt aufznbringen haben .
Keäer ist es gerade für die Arbeiter ein ganz großes
Entgegenkommen gewesen , daß die gesetzlichen wie die
vertragsmäßigen Beiträge zu Versicherungen bei der
Festsetzung des Einkommens in Abzug gebracht werden .
Tadurch wird eine große Anzahl kleiner Steuerzahler ,
Mche bis jetzt in der untersten oder zweituntersten
Steuerstufe Steuern bezahlt haben , ganz von der Pflicht
zur Steuerzahlung befreit . Und als noch die Großh .
Regierung als letztes Entgegenkommen erklärte , daß sie
hereit wäre , die vier untersten Steuerstufen um je
Z8 Pf . herabzusetzen , da konnten wir mit gutem Ge¬
wisses tzem Vorschläge der Regierung zustimmen , nach¬
dem wir ja wußten , daß mehr nicht zu erreichen sei .
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der Steuersätze für die Reälsteüern mit in den Vergleich
ziehen ; und da dürfen wir getrost behaupten — es wurde
das ja auch von allen Seiten bei Beratung der Vermö¬
genssteuergesetzgebung ausgesprochen — , daß hinsichtlich
der Realsteuerlast wir in Batzen an erster Stelle marschie¬
ren uird daß gerade diejenigen Staaten Deutschlands ,
welche derartige Einkommensteuergesetze mit niedrigen
Sätzen haben , die Einkommensteuer nur als Zusützsteuer
betrachten , während sie bei uns in Baden mit eine selb¬
ständige Hauptsteuer ist . Woher nimmt denn der Steuer¬
zahler das Geld , um auch jene Realsteuern , um die
Steirern für gewerbliche Kapitalien , die Steuern
aitf Grund - und Häuserkapitalien zu bezahlen ? Aus
seinem Einkommen ! Wenn wir also Vergleiche ziehen
wollen , müssen wir auch das in Betracht ziehen .

Drew Stellungnahme wird auch von meiner Fraktion
bei der Abstimmung des Gesetzes , zum Aufdruck gebracht
werden. Die Verhältnisse unseres Landes Baden gestatten
es nrcht . daß wir — wenn der Wunsch ja auch vielleicht
ganz erklärlich und leicht begreiflich ist — die h öhere n
bin kommen oder die ganz großen Einkommen noch
Harker als mit u Proz . oder überhaupt stärker , als die
Regierungsvorlage vorsieht , belasten . Die gerechteste
Steuer ist die Einkommensteuer , und es - mutet
gerade einen demokratisch gesinnten Abgeordneten sehr
an, die Steuern für die hohen und höchsten Einkommen
sehr stark progressiv wirken zu lassen , weil er sich sagt ,

' wenn einer -100 000 M . Einkommen hat und bis zu
20000 M . Steuer bezahlen muß , dann kann er mit den
itzni verbleibenden 80 000 M . imnier noch besser leben als
einer , der nur 800 M . Einkommen hat . Theoretisch ist
das zuzugeben und richtig und sehr schön , wenn wir
nur das Steuergesetz nicht für Baden allein son¬
dern für sämtliche Kulturstaaten Europas gu machen
hätten , und wenn besonders der direkte Steuerbedarf
hauptsächlich oder allein aus der Einkommensteuer ge¬
deckt würde . Wenn wir die Höhe unserer Einkommen¬
steuer mit der Höhe der Einkommensteuern in anderen
Bundesstaaten im Vergleich setzen wollen , so darf man
nicht nur die Sätze der Einkommensteuer schematisch mit
einander vergleichen , sondern man muß auch die Höhe

Wenn gesagt worden ist, wir müssen auch vorsichtig
sein , daß wir nicht gerade durch eine zu straffe Heran¬
ziehung der höheren Einkommen einen Teil der wichtig¬
sten Steuerzahler für unser Land Baden verlieren , so ist
das richtig . Ich hege weniger die Befürchtung , daß wir
durch eine zu straffe Anziehung der Steuerschraube höhere
Einkonimen verlieren als daß es uns dadurch -unmög¬
lich gemacht würde , dem Lande Baden neue Steuerkapi¬
talien in größerer Anzahl zuzuführen . Es ist ganz richtig ,
was hier in der Eingabe von hem allgemeinen Fabrikanten¬
verein in Mannheim betont worden ist , daß es unter den
heutigen Verhältnissen sehr schwierig sei , nach Baden , also
auch nach Mannheim , neue industrielle Niederlassungen
hereinzuziehen . Dabei .ist die Höhe der Steuern wenn
auch nicht der allein ausschlaggebende , aber immerhin
ein sehr erwägenswerter .Faktor . Wenn eine große indu¬
strielle Unternehmung beabsichtigt , sich im Lande nieder¬
zulassen , um dort ihr Geschäft zu errichten , da kommt
für sie zunächst in Betracht , welche Gemeinden in Frage
kommen . Für uns . als Vertreter des badischen . Landes
kann es nun gleich sein , ob eine autzerbadische
Firma eine neue Niederlassung . in Mannheim
oder Karlsruhe oder sonst wo innerhalb Badens
gründet , das aber kann und darf uns nicht gleich
sein , ob die Niederlassung statt nach Mannheim nach

■Worms , Frankfurt , Mainz oder Ludwigshafen kommt ,
denn in diesem Falle geht nicht allein der Gemeinde son¬
dern auch dem badischen Lande diese neue Steuerqnelle
verloren . . Die Städte , . . welche dieses neue Unter¬
nehmen für sich erringen wollet : , machen ihr An -
gebot ; die Leitung des betreffenden Unternehmens
überlegt sich , welche Angebote , bei denen selbstverständlich
die Arbeiterverhältnisse und alle Ncbcnumstände mit in
Betracht gezogen werden , die günstigeren oder minder
günstigen sind . Ist mm der Unternehmer im Zweifel ,
ob er in eine bestimmte Stadt , z . B . nach Mannheim , ge¬
hen soll, und wenn darin zu den übrigen Zweifeln noch
eine hohe steuerliche Belastung huzukomnit , dann kann
der Fall eintreten , daß in letzter Lime gerade die Erwä¬
gung der höheren steuerlichen Belastung für ihn den
Ausschlag gibt , sich nicht in Mannheim oder einer ande¬
ren badischen Stadt sondern an einem mitkonkurrieren¬
den außerbadischen Platz ansiedeln . Gerade der badische
Staat müßte doch froh sein , wenn sich die badischen
Städte so sehr darum bemühen , durch industrielle Nieder¬
lassungen neue Steuerquelleu in das Land hereinzu -
ziehen ; die Gemeinde hat dadurch ja allerdings neue
Steuereinnahmen , sie erhält jedoch auch verschiedene neue
Lasten aufgebürdet , der Staat aber hat nur die Mehr -



einnahme . Deshalb mutz die Gewinnung von größeren
industriellen Niederlassungen begünstigt werden.

Wenn wir nun auch mit Rücksicht auf die ganze
Lage und weiter auch aus eigener Überzeugung heraus
der Eingabe des allgemeinen Fabrikanten¬
vereins für Mannheim hinsichtlich des ersten Punktes
(worin sich die Petenten gegen jede Verschärfung der
Progression im Einkommensteuergesetz wenden) nicht
Rechnung tragen konnten, so sollten wir aber doch der
Regierung anempfehlen , daß sie hinsichtlich der weiteren
in der Petition vorgetragenen Beschwerden eine ein¬
gehende Prüfung eintreten lasse, sodaß , wenn die Be¬
schwerden (wie ich fest erwarte ) gerechtfertigt sind , auch
die beklagten Härten gemildert werden und hier wenig¬
stens ein gerechter Ausgleich eintrete . Ich gebe zu , daß
bei solchen Eingaben gerade das Unangenehme und die
stärkere Heranziehung zur Steuer etwas mehr in den
Vordergrund gestellt wird als die andern Umstände,
die als eine Entlastung anzusehen sind , aber ich kann
doch nicht zugeben, daß man einen Schluß ziehen darf
wie den , im Jahre 1907 hätten die Gewerbesteuer¬
kapitalien in Mannheim nur 346 Millionen betragen,
nach Inkrafttreten des Vermögenssteuergesetzes seien sie
auf 700 Millionen berechnet worden, und daß diese
Steigerung eine glatte Folge der Progression der
Vermögenssteuer sei. Die Herren haben nicht in
Berechnung gezogen , daß in den Jahren 1907 und
1908 die Gewerbesteuerkapitalien auch durch ihre
natürliche Vermehrung ganz bedeutend zugenommen
haben. Sie haben weiter nicht in Betracht gezogen ,
was auch beachtet werden muß , daß eben durch die
Erhöhung des Anschlagsder Gesamtsteuerkapitalien infolge
des Vermögenssteuergesetzes der Umlagefuß auf die
Hälfte des bisherigen herabgesetzt werden konnte, sodaß ,
soweit die Gemeindebesteuerung in Betracht kommt , durch
das Gesetz für die Industrie im Durchschnitt(mit Ausnahme
der ganz großen Betriebe ) eine steuerliche Mehrbelastung
nicht eingetreten ist : was aber eingetreten ist , das ist eben
eine höhere Belastung dadurch, daß ebenso wie der
Staat auch die Gemeinden größere Steuererfordernisse
hatten , um ihren Aufgaben gerecht zu werden, d . h . ,
daß die Steuer überhaupt im allgemeinen erhöht werden
mußte.

Wir konnten natürlicherweise in eine Behandlung der
einzelnen Wünsche der Fabrikanten in der Budget¬
kommission nicht eintreten , weil ja schon andere Petitionen
ähnlicher Art die Petitionskommission beschäftigen ; wir
glaubten deshalb , auch diese Wünsche der genannten
Kommission und auch der Großh . Regierung als Material
übergeben zu müssen ; wir glaubten , daß wir bei Gelegen¬
heit der Behandlung aller dieser Petitionen dann auch
auf diese Frage zurückkommen werden und zurückkommen
müssen .

Ich will auch nicht weiter hervorheben, daß durch
den neuen Gesetzentwurf die Hinterziehung von
Steuern durch Ausländer verhindert wird , die
meist eigentlich Inländer sind , die aber nur zu dem
Zwecke , um keine oder sehr wenig Steuer bezahlen zu
müssen , eine ausländische Staatsangehörigkeit erwerben,
dabei aber dennoch an dem Orte wohnen bleiben, an
dem sie schon bisher , manchmal fast Zeit ihres Lebens
gewohnt haben . Daß dies durch das neue Gesetz ver¬
hindert wird , ist eine Wohltat , die ich um so mehr
begrüße , als mir ein solcher Fall bekannt ist , in

dem der badische Staat ebenso wie die Stadt Monn ,heim die große Summe von 30 bis 40 000 M ha*loren hat .
' **

Sehr viel wird auch darüber geklagt, daß gerade 6*;großen Steuerzahlern , ohne daß man die Beweise dafürhat , Steuerhinterziehungen Vorkommen , indem, toosja bei großen Vermögen viel leichter ist, nicht das gesamte !Einkommen und auch nicht das gesamte Vermögen an.
gegeben wird , und es frägt sich , ob die Großh . Regierung !
nicht vielleicht in Erwägung

'
ziehen sollte , den Standpunkt

einzunehmen, den Bayern , seit dem Jahre 1906 ein¬
genommen hat , wo man sozusagen einen Generalpardon
denjenigen Steuerzahlern gewährt , welche von selbst
kommen und erklären : Unser Steuerkapital oder uns«
Einkommen hat sich um so und so viel erhöht, indem
man dann nicht nachforscht : Ist diese Erhöhung schon I
früher eingetreten und in welchem Zeitpunkt , und
müssen wir dich nicht deshalb wegen früherer Steun-
hinterziehung bestrafen ? Dieses System hat in Botzy
die angenehme Folge gehabt, daß die Steuerkapitalien
in den letzten Jahren um ein ganz Bedeutendes gegen
früher gestiegen sind . Ich will mit Rücksicht auf die
vorgeschrittene Zeit diese Materie nicht weiter berühre». 1
sondern möchte der Großh . Regierung dies nur M
Erwägung anheim geben .

Ich habe mich auch darüber gewundert , daß de
Herr Abg . Neuhaus angeführt hat , wir hätten
eigentlich ein Steuererträgnis von 20 783000 M . und 1
es stimmten die Angaben nicht , die die Großh . Regie-
rung in dem Gesetzentwurf hierüber gemacht habe.
Der Herr Abg . Neuhaus hat bei seiner Berechnung den
Steuernachtrag von 2468000 M . berücksichtigt, jedoch
den Steuerrückersatz von 1712000 M . außer acht ge¬
lassen . Es wird demnach nach Abzug des Rückersatze-
aus den Steuernachträgen nur ein Mehr von rund
600000 M . erzielt werden . (Abg . Neuhäusl Die Ge¬
samtsumme beträgt so viel, die effektive Einnahme !)
Aber, Herr Kollege, wenn ich hier eine spezielle Posi¬
tion zu der reinen fatierten Einkommensteuer hinzu- !
zähle, dann muß ich auch die andere Position , welche (
die Summe so ungeheuer beeinflußt , abziehen. In j
Zeiten der geschäftlichen Depression kommt es oft vor, !
daß die Steuerrückvergütungen den Steuernachträgen i
gleich kommen , wenigstens mindert sich die Spannung !
ganz bedeutend ; in Zeiten der Hochkonjunktur wird es
wieder besser, dann sind die Steuernachträge ganz be¬
deutend höher als die Steuerrückvergütungen . Das j
haben wir in unserm Budget erfahren und erfahren
wir in jedem Gemeindebudget , in den größeren Ge¬
meinden mehr, in anderen weniger. Deshalb irrt der j
Herr Kollege Neuhaus , wenn er darauf irgendwie den I,
Antrag seiner Fraktion mit aufgebaut hat .

Wenn der Herr Kollege Neuhaus zur Begründung
seines Antrags angeführt hat , daß wir durch die
Eisenbahnpolitik ganz in die Anleihepolitik hineinge- ;
kommen wären und jetzt durch die Erhöhung der Ein - !
kommensteuer die schlechte finanzielle Lage unserer
Eisenbahnen verbessern wollten , so möchte ich doch her- I
vorheben, daß nach meiner Ansicht das allgemeine Staats - j
budget doch wohl die Verpflichtung hätte , das Eisenbahn- ■!
budget, wenn es in finanziellen Nöten ist , mit zu unter¬
stützen, weil wir hier in diesem Hohen Hause oft genug
Anträge stellen und auch dementsprechende Beschlüsse
fassen, wonach Linien zu bauen sind , die vom Gesichts-
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Mnkt des rein eisenbahnverwaltungstechnischen Grund¬
es aus unrentabel sind . Wir haben auch wirtschaft¬
liche Interessen des Landes zu wahren , wir haben
Kulturaufgaben des Landes zu fördern , und deshalb
^ langen wir , daß auch unrentable Linien gebaut wer¬

be». Dann ist es auch nicht mehr als billig, daß auch
ge Allgemeinheit etwas beiträgt , wenn die Eisenbahn¬
kasse in Nöten ist, weil diese unrentablen Linien zur
ziimentierung der übrigen Linien beitragen .

s Ich will nun nicht weiter auf Einzelfragen eingehen ,
sondern zum Schluß nur noch hervorheben , daß eine
Steuerreform , wenn sie , wie es ja üblich ist , mit einer
Steuererhöhung verbunden ist, niemals freudige Gefühle
tzr denjenigen Hervorrufen wird , die sie betrifft , näm¬
lich . bei den Steuerzahlern ^ Das Wichtigste dieser
Steuerreform sehe ich darin , daß wir den Steuertarif
geschaffen und daß wir unter den Einzelsteuersätzen
Spannungen eingeführt haben , sodaß nicht der Steuer¬
zahler bei jeder kleinen Einkommenserhöhung zum
Zteuerkommissär laufen und sich neu einschätzen lassen
miß . Dieser steuertechnische Vorteil wird gerade durch
j>en Antrag der Zentrumspartei ganz bedeutend be-
anträchtigt . Wir dürfen nicht darauf abheben , daß
andere Länder diese größere Spannung zwischen den
Emzelsteuerstufen, die wir haben , vielleicht nicht haben .
Jene Länder haben eben ihr System schon in .
früheren Jahren auf Grund der damaligen Verhält¬
nisse eingeführt , während wir hinterher kommen und
uns nach den heutigen Verhältnissen richten müssen . Es
liegt wohl im Interesse eines jeden Steuerzahlers , daß
er nicht so häufig beim Steuerkommissär Änderungen
an seinem Einkommensteueranschlag vornehmen muß ,
sondern daß auch hier mit stabilen Verhältnissen ge¬
rechnet werden ' kann . Es ist ja klar , daß durch eine
derartige Einführung immer die untere Grenze der
neuen Steuerstufe etwas schärfer herangezogen wird als
öic oberste Grenze . Es ist aber auch ebenso klar , daß für
denselben Steuerzahler, . wenn er sein Einkommen um
wenige Mark verbessert , der Nachteil immer geringer
wird . Es kommt bei den kleinen Einkommen auch
weniger daraus an , wie hoch der Prozentsatz der Er¬
höhung ist , als darauf , wie hoch der tatsächliche Steuer -
M ist . Auch bin ich der Ansicht , daß bei Einkommen
bon a8vo M . eine Ermäßigung von 3 M . , wie sie der
Kutrumoantrag vorsieht , mit Rücksicht auf alle die
anderen Verbesserungen , die dieser Gesetzentwurf bringt ,
kerne so große Bedeutung für den Steuerzahler hat , ,

. Wenn wir durch die Annahme des Gesetzentwurfs
aus absehbare Zeit aus unseren Finanznöten heraus -
koinmen . sodaß wir nicht immer und immer wieder ,
wenn wir allgemeine volkswirtschaftliche Anträge stellen
oder sonstige die Allgemeinheit sehr interessierende
Fragen erörtern wollen , vom Regierungstisch aus hören
Aüssen , die finanzielle Lage erlaubt uns nicht , das zu
machen, . dann ist , davon bin ich fest überzeugt , der
Allgemeinheit . mehr gedient , als der einzelne Steuer¬
zahler Schaden davon hat , daß er eine ganz kleine
Hteuererhöhüng tragen muß ; und wenn nun noch
öip geschäftliche Hochkonjunktur wieder eintritt , dann wird
sich auch die Industrie mit diesen Maßregeln abzufinden
wissen , und cs wird eine allgemeine Zufriedenheit mit
diesem Gesetz eintreten .

-Äbg : T ch m id t .- Breiten (Bd . d . Ldw .) : Ter Haupt -
vorteil , den die -vorgeschlagene Reform des Einkommen¬

steuergesetzes bringt , ist der , daß künftighin der Steuer¬
zahler nicht mehr notwendig hat , zunächst aus feinen :
Einkommen den Einkommensteueranschlag berechnen zu
lassen , sondern daß es nach dem vorgeschlagenen Tarif
jedem Einzelnen leicht möglich ist, das , was er an Ein¬
kommensteuer zu bezahlen hat , zu berechnen . Ein weite¬
rer Vorteil , den das vorgeschlagene Gesetz bringen wird ,
ist der , daß besondere Verhältnisse berücksichtigt werden ,
so z . B . , wenn eine Familie durch besondere Verhältniffe
in eine unglückliche Lage gekommen ist, wenn vielleicht
klnglücksfälle vorgekommen sind, oder wenn die Erzie¬
hung zahlreicher Kinder besonders große Anforderungen
an den Steuerzahler stellt und ähnliche Fälle . Hierbei
kann künftighin eine Ermäßigung der Steuerveran¬
lagung um zwei Steuerstufen erfolgen . Wir stimmen
auch weiter dem zu , daß die Beiträge zur Kranken - , Un¬
fall - und Jnvaliditätsversicherung künftig an dem tat¬
sächlichen Einkommen in Abzug gebracht werden dürfen
und erst darnach die Veranlagung zur Steuer stattfindet .

Die Kommission hat weiter eine Änderung an dem von
der Regierung vorgeschlagenen Gesetzentwurf insofern
vorgenommen , als sie bei den Einkommen von 900 bis
1400 M . eine Ermäßigung des Satzes um 50 Pf . vorge¬
sehen hat . Nun ist von Seiten des Herrn Abg . N e u h a u s
und Genossen vorgeschlagen worden , daß die Steuer¬
stufen bei Einkommen von 1400 M . bis 3000 M . nicht ,
wie Ihnen die Regierung und die Kommission vorschlägt ,
von 200 zu 200 M . steigen sollen , sondern daß die Steuer -
stufen so geschaffen werden sollen , daß von 100 zu 100
M . eine Steuerstufe eingerichtet wird . Die Annahme
dieses Antrags würde dazu führen , daß ein großer Teil
der mittleren Einkommen weniger Steuer zu bezahlen
hätte , .und zwar sind es namhafte Beträge , die in Frag -
kommen . Der Herr Abg . König und eben auch der Herr
Abg . Vogel haben zwar gemeint , das würde nicht viel
ausmachen , der Herr Abg . König insbesondere hat davon
Wsprochen , daß es für den einzelnen . Steuerzahler nichts
oder doch nicht viel ausmache , ob er 60 Pf oder 2.50 M .
an Steuer jährlich mehr bezahle / Der Herr Abg . König
hat aber dabei nicht in Berücksichtigung gezogen , daß da¬
bei nicht allein die staatlichen Steuern in Betracht kom-
men , sondern daß die Steuersätze , die jetzt vorgeschlagen
sind , auch für die Gemeindebesteuerung gelten , und . daß
sic dadurch wesentlich höher werden und bis auf 6 Mark
steigen können . Unter Umständen bedeutet eine Er -
yohung der Steuer um 6 Mark für ein mittleres Ein¬
tommen schon eine wesentliche Erhöhung . Darum kann
ich dem nicht zustimmen , wenn -gesagt wird , daß das im
einzelnen Falle nicht viel ausmache . Der Herr Abg .
Sußkrnd und wtzt auch der Herr Kollege Vogel haben ge¬
meint , es iet jedenfalls für den Steuerzahler angeneh¬
mer und günstiger , wenn er nicht jeweils bei Erhöhung
serncs Einkommens um 100 M . wegen Erhöhung seiner
Steuer zum Steuerkommissär gehen müsse . Ja , wenn
man sich auf . diesen Standpunkt stellen wollte , hätte man
auch bei den Einkommen von 900—1400 M . nicht von
100 z« 100 M . aufsteigen dürfen , sondern da hätte das¬
selbe gelten müssen wie bei Einkommen von über 1400

Wir eibu ken in dem Antrag Neuhaus und der an¬
deren Mitglieder der Zentrumspartei einen Vorteil
gegenüber dem , was von der Regierung und der Kom¬
mission vorgeschlagen wird , weil , wie gesagt , ein Teil der
Mittleren Einkommen wesentlich weniger belastet wird ,
als dies nach den Vorschlägen der Regierung und der
Kommission der Fall -ist.

V
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Der Herr Abg. König hat weiter vorhin davon gespro¬

chen , daß in unserer ganzen Steuergesetzgebung eine B e-
vorzugung der agrarischen Elemente zuerblicken sei . Ec hat nicht näher ausgestihrt , worin er
diese Bevorzugung erblickt , ich bin daher nicht in der
Lage, ihn im einzelnen zu widerlegen . Ich will auch
nicht auf das eingehen, was er gemeint haben könnte,aber ich möchte doch darauf Hinweisen , daß, selbst wenn
scheinbar eine Bevorzugung der Besitzer landwirtschaftlicherGrundstücke und Betriebe stattfinden sollte, diese Bevor¬
zugung eben doch nur eine scheinbare und keine wirklicheist . Es ist dabei daran zu denken , daß die landwirtschaft¬lichen Vermögen einen wesentlich geringeren Ertrag alsandere Vermögen abwerfen . Es ist in dieser Hinsichtnur daran zu erinnern , daß die landwirtschaftlichen
Grundstücke durchschnittlich keinen höheren Ertrag als2 Prozent abwerfen . Wenn jemand sein Geld auf die
Sparkasse trägt , bekommt er bis zu 4 Prozent . Sodann
ist daran zu denken , daß die landwirtschaftlichen Vermö¬
gen sich nicht im geringsten der Steuer entziehen können ,weil sie ganz offen zu Tage liegen . Wohl ist bei denr

Streit um die Reichsfinanzreform sehr vielfach behaw^worden, die Hauptsteuerdrückeberger und -Hinterzjchüseien die Agrarier . Mir ist nie klar geworden , ^das möglich sein soll . Von einem Grundstück, es ijjnoch so klein sein, kann die Steuer gar nicht hinterzoggwerden. Anders ist es bei Besitzern von mobilen VernLgen ; und daß da sehr zahlreiche Fälle von Hinterzieh ^von Steuer Vorkommen und daß da die Steuerhinterzĵhung um so leichter ist, je größer das Vermögen ist,wird nicht bestritten werden können. Im muß daher |*>streiten, daß eine Bevorzugung des landwirtschaftlicheBesitzes gegenüber andern Vermögen stattfindet .

Die allgemeine Beratung wird geschlossen. Der
richterstatter verzichtet auf das Schlußwort '

Hierauf wird abgebrochen .

Schluß der Sitzung Uhr.

verantwortlich für den Bericht üder dre Verhandlungen der Zweiten Kammer : Or . Otto W allk .Druck und Verlag der G . Braunschen Hofbuchdruckerei. Beide in Karlsruhe .
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